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Die Hefte 1 und 2 der Arbeitspapiere des Interdisziplinären Wissen-
schaftsbereiches Sicherheit (IWBS) an der Militärakademie „Friedrich
Engels“ haben zu von uns nicht erwarteten Reaktionen geführt.
Unerwartet waren für uns vor allem zwei Tatsachen:
1. Es erfolgte keinerlei Reaktion von Einrichtungen und Institutionen aus
der Deutschen Demokratischen Republik und anderen Ländern Ost-
europas, denen die Materialien übersandt wurden.
2. Dem steht eine Fülle schriftlicher Reaktionen von Institutionen und
namhaften Wissenschaftlern aus der Bundesrepublik Deutschland und
anderen Ländern Westeuropas und den USA gegenüber.
Unser ganz besonderer Dank gilt diesen Institutionen und Persönlichkei-
ten, die auch Interesse an Arbeitskontakten mit dem IWBS bzw. der
Militärakademie signalisiert haben.
Stellvertretend für viele, die uns geschrieben haben, gilt unser besonde-
rer Dank:
dem Mitglied des Deutschen Bundestages, Herrn Karsten D. Voigt
dem Mitglied des Deutschen Bundestages, Herrn Egon Bahr
Herrn Prof. Dr. C. F. Freiherr von Weizsäcker
Herrn Wolf Graf von Baudissin
Herrn Brigadegeneral Vogel, Streitkräfteamt der Bundeswehr
Herrn Dr. W. Bruns, Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung
Herrn Dr. Chr. Walter, Universität der Bundeswehr Hamburg
Herrn Prof. Dr. J. Baldermann, Gustav-Heinemann-Friedensgesellschaft
Herrn Dr. D. Bald, Sozialwissenschaftliches Institut der Bundeswehr
Herrn Dr. A. Krohn, Stockholm International Peace Research Institute
Herrn Prof. Dr. H. W. Tromp, Universität Groningen
The Hoover Institution on war, revolution and peace – USA.
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Dieses geäußerte Interesse hat uns veranlaßt, nunmehr das Heft 3 der
Arbeitspapiere vorzulegen.
Wie bereits im Heft 2 werden hier Arbeitsergebnisse von Mitarbeitern des
IWBS aus den Monaten Juli/August und den ersten Septembertagen ver-
öffentlicht.
Die einzelnen Beiträge widerspiegeln Auffassungen der Autoren. Aus
Zeitgründen war weder eine Diskussion noch eine redaktionelle Bearbei-
tung möglich.
Wir bitten alle Leser, die Beiträge immer in Bezug zum jeweiligen Erar-
beitungstermin zu setzen.
Ausgehend von einer Entscheidung des Ministers für Abrüstung und
Verteidigung der DDR muß der überwiegende Teil der bisher im IWBS
tätigen Wissenschaftler den aktiven Dienst in der NVA beenden.
Das weitere Schicksal der Militärakademie in Dresden ist zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ungewiß.
Die aus dem Wehrdienst ausscheidenden Wissenschaftler wollen, im
Rahmen gegebener Möglichkeiten als Privatpersonen, ihre Forschungs-
arbeiten fortsetzen und dabei die notwendigen Arbeitskontakte aufrecht-
erhalten.
Wir stellen Heft 3 der Arbeitspapiere des IWBS zur Diskussion und doku-
mentieren unseren Willen, daß noch weitere Hefte folgen werden.
Leiter des Interdisziplinären Prof. Dr. sc. Lehmann
Wissenschaftsbereiches Sicherheit Generalmajor           
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Kapitän zur See Prof. Dr. Wolfgang Scheler
(Ost-)Deutsche Soldaten im geistigen Umbruch
Das Studienjahr beginnt in einer sehr merkwürdigen Situation.
Keiner weiß, wann es endet und womit es endet. Es ist dies nur das
Symptom einer Unsicherheit größeren Maßstabs. Wir befinden uns
zwischen Abbruch und Aufbruch, zwischen Angst und Hoffnung.
Was wir erleben und wovon wir betroffen sind, ist der tiefste
gesellschaftliche Umbruch seit dem Ende des zweiten Weltkrieges.
Mit ihm endet die Nachkriegszeit, die gekennzeichnet war vom
Kalten Krieg.
Zusammengebrochen ist der totalitäre Staatssozialismus. Damit ver-
lor auch die DDR ihre Existenzgrundlage. Sie geht unter, und mit ihr
lösen sich die staatlichen Strukturen auf, zu denen auch wir, die
Berufssoldaten, gehören.
Ein Zeitalter geht zu Ende und ein neues beginnt. Wir aber waren
auf besondere Weise mit dem vergangenen Zeitalter verbunden.
Wir waren Soldaten der DDR, hatten unsere berufliche Existenz mit
ihr verknüpft, haben uns zu ihrer Verteidigung bekannt und haben
die geistigen Werte und weltanschaulichen Grundlagen dieses Staa-
tes mitgetragen.
Nun stehen wir da als die von der Geschichte Widerlegten. Was wir
für gut und richtig hielten, erweist sich als unrecht und falsch. Wir
stehen vor dem Scherbenhaufen unserer Wertvorstellungen, unse-
rer beruflichen Karriere, unserer persönlichen Existenz.
Wir müssen uns fragen, warum wir uns geirrt haben, welche Schuld
wir tragen, denn wir brauchen geistigen Halt für eine   n e u e
Lebensordnung in einer anderen Gesellschaft. Diese Gesellschaft ist
uns noch fremd. In ihr müssen wir uns erst zurechtfinden.
Die Krise der DDR-Gesellschaft ist vor allem auch eine moralische,
eine Persönlichkeitskrise, und für viele von uns wird sie zu einer so-
zialen Existenzkrise. Wir spüren jetzt, was die
                                                       
 Eröffnungsvorlesung für den Studienjahrgang 1990 an der Militärakademie „Friedrich
   Engels“, zugleich Abschiedsvorlesung des Autors.
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Existenzphilosophie die „Geworfenheit“ des Einzelmenschen, die
Brüchigkeit menschlichen Seins nennt.
Was uns vertraut ist, was unser Leben bisher bestimmte, was wir im
Guten wie im Schlechten als Verhaltensmaßstab hatten, gilt nicht
mehr. Wir sind geistig entwurzelt und verunsichert. Die Bereitschaft,
sich nach dem neuen Maß zu richten, kollidiert mit der alten Ge-
wohnheit und mit den eingeschliffenen Denkweisen und Urteilen.
Wir sind Kinder der DDR, und ihre Kinder werden wir auch bis ins
Alter bleiben. Aber jetzt sind wir gefordert, Erwachsene, mündige
Bürger einer Bundesrepublik Deutschland zu werden.
Das verlangt einen geistigen Umbruch. Es verlangt das Aufstoßen
neuer Denkhorizonte, die uns bisher verschlossen waren. Ohne
geistig zu verarbeiten, was wir praktisch erleiden, gewinnen wir
keine neue Orientierung. Wir müssen versuchen zu verstehen, was
mit uns geschieht. Verständlich wird das persönliche Schicksal aber
immer nur aus den größeren Zusammenhängen. Die größeren Zu-
sammenhänge aber sind weltgeschichtliche und globale.
Wir sind in Prozesse von großer Dimension hineingestellt. Der Blick
auf die historische Dimension und Größe der Ereignisse wird bloß
verdeckt durch die plötzlich aufgekommene Gefährdung unserer
bürgerlichen Existenz, durch die Sorge um den Unterhalt der
Familie.
Das Selbstwertgefühl droht uns abhanden zu kommen. Man kann
aber nicht Offizier sein ohne Selbstbewußtsein. Das gehört zu den
wichtigsten Persönlichkeitseigenschaften des Offiziers und prädesti-
niert ihn, auch außerhalb des Militärischen einen anspruchsvollen
Beruf auszuüben, mit Menschen umzugehen und sich in einer Lei-
stungsgesellschaft zu behaupten. Die Grundlagen, auf denen unser
Selbstbewußtsein bisher ruhte, sind jedoch nun zerstört. Ich konnte
erfahren, daß unsere Befindlichkeit von hochrangigen und geistig
hochstehenden Soldaten der Bundeswehr erstaunlich gut verstan-
den wird. In seiner Begrüßungsrede an eine Delegation der Militär-
akademie, die im Juni dieses Jahres die Führungsakademie der Bun-
deswehr besuchte, sagte der Kommandeur der Führungsakademie,
Generalmajor v. Scheven:
„Der ‚reale Sozialismus‘ hat sich weltweit auf dramatische Weise
historisch widerlegt. Wer daran glaubte und damit leben mußte,
zudem an freier Information vielfältig gehindert war, wird die
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ganze Dimension dieses Ereignisses nur im Nachhinein begreifen
können. ... Wer dem ‚realen Sozialismus‘ zum besonderen Dienst
verpflichtet war, muß bei diesem Ereignis ein gutes Stück dessen
verloren haben, was wir mit ‚Identität‘ bezeichnen. Der Mensch
kann, wie wir alle wissen, ohne Identität nicht leben. Neue Identität
muß wachsen.“
Und er gab auch die Richtung an, in der die neue Identität wachsen
kann: „Wir gehen auch bei Ihnen“, so sagte er, „von einer Berufs-
wahl aus, bei der Dienst am Frieden in einem Deutschland, von dem
nie mehr Krieg ausgehen darf, ein leitendes Motiv war und bleibt.
Das zumindest könnte uns alle verbinden. Wir haben eine gemein-
same Zukunft als Staatsbürger in einem vereinigten Deutschland ...
und sind ... darauf angewiesen, unsere Erfahrungen miteinander zu
teilen.“
Hier wird uns menschlich begegnet, nicht von der Warte des Sie-
gers, nicht mit Selbstgerechtigkeit, und es wird nicht verlangt,
unsere Identität total aufzugeben. Es wird nicht nur das Trennende
gesehen, sondern auch, was uns trotz gegensätzlich zu bewerten-
der Vergangenheit, politischer Differenz und vorheriger Gegner-
schaft verbindet. Ja, wir müssen unsere ganz unterschiedlichen Er-
fahrungen miteinander teilen, wenn wir wirklich  e i n  Volk werden
wollen.
Dieser humanistische Anspruch muß von allen Demokraten einge-
fordert und eingelöst werden, damit unsere gemeinsame Zukunft
zum Guten gerät. Begegnungen, die ich in den letzten Monaten mit
Generalen und Offizieren der Bundeswehr hatte, lassen mich hoffen,
daß diejenigen, die jetzt hierher kommen und die Führung des
Territorialkommandos Ost übernehmen, die für unseren Berufsstand
nicht gerade würdigen Bedingungen des Vertrages über den Beitritt
zur Bundesrepublik mit ihrer menschlichen und soldatischen Solida-
rität nachbessern.
Wir brauchen die Freiheit, unsere Vergangenheit selbst geistig zu
bewältigen und aus unserer Erfahrung heraus an der deutschen
Einheit und an der Lösung der heutigen Menschheitsfragen teilzu-
nehmen.
Also weiten wir den Blick von unseren persönlichen auf die Fragen
des neuen Deutschlands, das entstehen soll. Welche geistige Ver-
fassung soll es haben? Wie wichtig die geistige Verfassung
Deutschlands für die Stellung ist, die es unter den europäischen
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Nationen einnimmt, das wissen wir aus der Geschichte der Deut-
schen. Und sehen wir über Deutschland hinaus, so sehr uns das
Ereignis der Überwindung der deutschen Spaltung gefangennimmt.
Die geistige Situation der Zeit – das ist das Bewußtwerden der Not-
wendigkeit, sich als ganzheitliche Menschheit zu verstehen. Die
Menschheit hat, wie wir inzwischen wissen, ein Stadium erreicht, in
dem sie in Frieden mit sich selbst und mit der Natur leben muß,
wenn sie weiterbestehen will. Die verschiedenen Gliederungen der
Menschheit, Regionen, Staaten, Nationen, Klassen, Gruppen, sind
voneinander abhängig. Sie sind aufeinander angewiesen.
Die Gefahren, die aus der heutigen Menschheitsentwicklung und der
Ungleichmäßigkeit ihres Fortschritts erwachsen, sind die Selbstver-
nichtung durch Krieg und die Selbstvernichtung durch Zerstörung
der natürlichen Lebensgrundlagen. Letztere äußert sich in Form der
Zerstörung der Ökosphäre, des Raubbaus an Naturreichtümern und
in Form der Überbevölkerung.
Neues Denken, das heute gefordert ist, muß daher zuallererst aus
dem Gegeneinander verschiedener sozialer Systeme, Nationen und
Menschengruppen herausführen.
Beherrschendes Paradigma des alten Denkens in der Nachkriegszeit
war der Gegensatz zweier Gesellschaftssysteme, der Kampf zwi-
schen Kapitalismus und „Sozialismus“ (der diesen Namen eigentlich
nicht verdient). Er teilte die Welt in zwei Welten. Von beiden hatten
wir eine einseitige, letztlich falsche Vorstellung.
Die Theorie und Praxis der zwei Welten war erstens eine Spaltung
der Weltwirtschaft in zwei nichtkompatible Wirtschaftssysteme,
besser: die Abspaltung des einen Wirtschaftssystems von der Welt-
wirtschaft, von ihrem Fortschritt und von ihren Triebkräften. Es war
eine Selbstisolation vom Hauptstrom der Zivilisation und bedeutete
das Abkoppeln vom unvermeidlichen weltwirtschaftlichen Zusam-
menhang.
Am deutlichsten kam das in den Binnenwährungen der „sozialisti-
schen“ Länder zum Ausdruck. Die nichtkonvertierbare Währung be-
deutet faktisch den Verlust der wichtigsten Geldfunktionen, die des
allgemeinen Äquivalents im Austausch von Werten, des universellen
Maßstabs ökonomischer Leistung, ohne den es keinen
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wirklichen Wettbewerb geben kann. Wir hatten kein richtiges Geld.
Unabdingbare Voraussetzung für die Wiedereingliederung der durch
Binnenwährung ausgegliederten Länder in die einheitliche Weltwirt-
schaft ist die konvertierbare Währung, so schwierig dies auch sein
mag.
Als Folgerung ergibt sich: Trotz ihrer offensichtlichen Mängel und
sozialen Ungerechtigkeiten – denn die Gesetze der Marktwirtschaft
haben auch Wirkungen, die sich gegen die Interessen der Menschen
richten – erwies sich die kapitalistische Marktwirtschaft als das
dynamische und effektive Wirtschaftssystem. Sie schuf materiellen
Reichtum als eine Grundlage für die Entwicklung des Menschen, für
eine hohe Lebensqualität, auch wenn der Reichtum höchst ungleich-
mäßig verteilt ist und ein Teil der Menschen sogar in den entwickel-
ten Staaten in Armut leben muß.
Der „Kapitalismus“ schlug den „Sozialismus“ mit ökonomischen Waf-
fen aus dem Felde. Das bestätigt eigentlich nur den Gedanken von
Marx über die bestimmende Rolle der ökonomischen gegenüber den
politischen Tatsachen. Es hat den „Sozialismus“ nicht retten können,
daß er eine ebenbürtige militärische Macht geschaffen hat. Im
Gegenteil, die ungeheuren Rüstungsaufwendungen haben seinen
wirtschaftlichen Bankrott nur beschleunigt.
Der Gegensatz der zwei Welten war zweitens der Gegensatz zweier
politischer Ordnungen, etwas vergröbert gesagt: der Gegensatz zwi-
schen parlamentarischer Demokratie und totalitärer Diktatur. Zwar
erleben wir gerade, daß auch eine parlamentarisch-demokratische
Machtausübung nur begrenzt demokratische Willensbildung und
Mitbestimmung des Volkes ermöglicht, aber das auf öffentliche
Zustimmung gestützte Wechselspiel von Position und Opposition ist
die bisher am besten funktionierende Form, in der unterschiedliche
Interessen und Sichtweisen von größeren Menschengruppen sich
gesellschaftliche Wirkung verschaffen können.
Im Gegensatz dazu unterdrückte das Machtmonopol und der Füh-
rungsanspruch einer Partei jeden Meinungsstreit und Widerspruch.
Das politische System in der Sowjetunion, den osteuropäischen
Staaten und in der DDR beraubte sich dieser produktiven Kräfte und
mußte so in Erstarrung und Verkrustung enden. Die Unterdrückung
der bürgerlichen Freiheiten wurde zur stärksten
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Entwicklungsbremse. Die verbrecherischen Formen, die sie im sta-
linistischen Herrschaftssystem annahmen, demoralisierten die
Gesellschaft und bildeten auf Dauer den schärfsten sozialen Spreng-
stoff für das System.
Drittens war der Gegensatz zweier Welten ein ideologischer. Er wur-
de auf unserer Seite, aber auch vom maßgeblichen politischen
Denken auf der anderen Seite als absolut gesetzt. Bürgerliche und
„sozialistische“ Ideologie standen sich als sich ausschließende gei-
stige Strömungen gegenüber. Während für das bürgerliche sozial-
politische Denken, für seine Werte und Rechtsauffassungen die
Meinungsvielfalt gilt und die ständige öffentliche geistige Aus-
einandersetzung ein lebendiges, fruchtbringendes Geistesleben
erlaubt und Verabsolutierungen entgegenwirkt (was der Medien-
imperialismus allerdings behindert), wurde in den sozialistischen
Ländern eine einheitliche Staatsideologie etabliert: der Marxismus-
Leninismus.
Der 1960 aus der Kommunistischen Partei Polens ausgeschlossene
Philosoph Leszek Kolakowski schrieb hierüber: Der „Marxismus-
Leninismus“ – diese Bezeichnung stammt von Stalin – ist nichts
anderes als die Doktrin Stalins, zusammen mit der von ihm vorbe-
reiteten Chrestomathie von Zitaten aus Lenin, Engels und Marx.
Wörtlich heißt es in Kolakowskis Buch „Die Hauptströmungen des
Marxismus. Entstehung. Entwicklung. Zerfall“:
„Es ist ganz und gar unmöglich, den stalinistischen Marxismus durch
eine Menge bestimmter Sätze, Ideen oder Begriffe zu charakteri-
sieren: Sein Unterscheidungsmerkmal sind nicht irgendwelche
Sätze, sondern allein die Tatsache, daß es eine perfekt ausgebildete
absolute Instanz gab, die darüber urteilte, was im jeweiligen
Augenblick Marxismus ist und was nicht. Der Marxismus läßt sich
nur als das aktuelle Urteil jener Instanz (d. h. Stalin persönlich)
definieren ... Marxist war man nicht dadurch, daß man irgend etwas
für wahr hielt – etwa die Idee von Marx oder Lenin oder gar von
Stalin -, sondern allein durch die Bereitschaft, alles anzuerkennen,
was die höchste Instanz heute, morgen oder in einem Jahr zu
verkünden beliebt. Dieser Grad der Institutionalisierung und Dog-
matisierung wurde nie zuvor erreicht und erst in den dreißiger
Jahren vollständig realisiert, doch sind seine Grundlagen eindeutig
schon in der Leninschen
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Doktrin enthalten: Daß der Marxismus nichts anderes ist als die
Weltanschauung der proletarischen Partei, da er ein Instrument
dieser Partei ist, hat die Partei das volle Recht, darüber zu urteilen,
was Marxismus ist und was nicht, und ‚von außen‘ gegen ihre
Entscheidungen erhobene Einwände sind bedeutungslos. Sobald die
Partei sich mit dem Herrschaftsapparat und dem Staat identifiziert
und in Gestalt der Einpersonentyrannei vollkommene Einheit
erreicht, kommt es zur völligen Verstaatlichung der Doktrin und zur
Verkündung des Prinzips der Unfehlbarkeit des Führers.“
[Leszek Kolakowski, Die Hauptströmungen des Marxismus. Entstehung.
Entwicklung. Zerfall, Band 3, piper, München/Zürich 1989, S. 21.]
Dieses Urteil ist niederschmetternd für uns, die wir gläubige
Marxisten-Leninisten waren, aber ich halte es für zutreffend.
Spätestens hier erhebt sich die Frage, warum haben wir das nicht
früher erkannt. Ich denke, vor allem, weil wir befangen waren im
Vorurteil, das uns aufgeprägt worden ist, weil wir die Werte, die in
einer Gemeinschaft, in die wir hineingewachsen sind oder hinein-
geboren wurden, natürlich als gegeben hinnahmen, so wie ein
Moslem in einem Land des Islam die Werte seiner Religion, die im
Alltagsleben verwurzelt sind, und in einem streng katholischen Land
ein Christ die Werte des Christentums als gegeben hinnimmt und
nicht hinterfragt.
Die gesellschaftlichen Verhältnisse und die Erziehung erzeugten un-
sere Gläubigkeit. Ein übriges tat die Abschottung gegenüber ande-
ren geistigen Einflüssen, das Fernhalten von Informationen oder
ihre gezielte Uminterpretation. Das gesellschaftliche Bewußtsein ist
ein Phänomen, dessen Wirkung sich der einzelne nur schwer ent-
ziehen kann, und um dieses gesellschaftliche Bewußtsein umzu-
wälzen, bedurfte es einer starken Erschütterung, einer Umwälzung
der Wirklichkeit, also einer Revolution.
Historisch legitimiert fühlten wir uns durch den Antifaschismus, der
– wenn auch immer mehr eingeengt – stets eine fundamentale
Grundlage des DDR-Staates war. Auch haben die originären soziali-
stischen Ideen und Werte eine große Anziehungskraft auf uns
ausgeübt, denn welcher anständige Mensch ist nicht für soziale
Gleichheit und Gerechtigkeit, für Freiheit von Ausbeutung, für Soli-
darität mit den Unterdrückten, für Völkerfreundschaft.
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Doch Idee und Wirklichkeit klafften auseinander.
Die Ursache für dieses Auseinanderfallen von hehrer Idee und
schnöder Wirklichkeit war nicht das Dazwischenkommen eines
Bösewichts vom Schlage eines Stalin. Stalin war nur die extrem
schlimme Folge einer anderen Ursache. Das Unglück nahm seinen
Lauf, als die russische Revolution allein blieb und, anstatt das
Scheitern ihres heroischen Versuchs einzugestehen, die bolschewi-
stischen Führer Lenin, Trotzki, Stalin, Sinowjew, Bucharin und
andere sie künstlich am Leben hielten. Der Preis dafür waren
Gewalt gegen Andersdenkende, Nichtzulassen politischer Freiheiten,
diktatorische Machtausübung, Repressalien und Verletzungen der
Menschenrechte. Das waren Geburtsfehler einer Gesellschaft, die
den Anspruch erhob, die Menschen zu befreien, die Erniedrigten
und Geknechteten in menschenwürdige Verhältnisse zu versetzen.
Die Idee blamiert sich immer, wenn die Bedingungen für ihre Ver-
wirklichung nicht reif sind (Marx).
Der Sozialismus wurde so zu einem kolossalen historischen Fehl-
schlag mit tragischen Folgen, und die Menschheit ist um eine
Hoffnung ärmer. Sein Scheitern war daher vorprogrammiert. Sozia-
listen wie Rosa Luxemburg haben das befürchtet, und Karl Kautsky,
Max Adler u. a. schrieben in den 20er Jahren, Sowjetrußland degra-
diere die sozialistische Idee. Sie behielten recht.
Doch war der mißratene Sozialismus kein individueller, sondern ein
welthistorischer Irrtum auf dem Entwicklungsgang der Menschheit
zu höheren Lebensformen. Er wurde geboren und am Leben gehal-
ten durch die Hoffnung vieler benachteiligter, geknechteter und ih-
rer Würde beraubter Menschen auf soziale Gerechtigkeit. Und er
konnte sich überhaupt nur so lange halten, weil er zu gewissen
Zeiten auch Leistungen vorzuweisen hatte und bestimmten Grund-
bedürfnissen des Menschen besser gerecht zu werden schien, bis er
endlich an seiner Ineffizienz und seinen gravierenden Konstruktions-
fehlern zusammenbrach.
Spätere Generationen werden ein gerechtes Urteil über diesen fehl-
geschlagenen Versuch finden, die Gesellschaft besser einzurichten,
ein gerechtes Urteil auch über die Opfer, die dafür erbracht worden
sind. Das soll nicht heißen, daß es keine politische Verantwortung
von Menschen und keine persönliche Schuld gibt. Abzulehnen ist
aber eine Kollektivschuld der Menschen,
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die in gutem Glauben dieses Gesellschaftssystem bejaht haben, und
abzulehnen ist die Kriminalisierung ganzer Menschengruppen, die
Träger der gesellschaftlichen Strukturen waren.
Die Rückkehr zur erfolgreichen, aufsteigenden und dynamischen
Entwicklungslinie der Gesellschaft, zur Marktwirtschaft, ob frei,
sozial, reguliert oder mit anderen Attributen versehen, ist historisch
notwendig und ist in meinen Augen ein Fortschritt.
An dieser Stelle komme ich noch einmal auf uns Soldaten der DDR,
die sich nun ebenfalls als geschichtlicher Irrtum erwiesen hat, zu
sprechen. Auch aus heutiger Sicht braucht man m. E. ein differen-
zierteres Erklärungsmuster, als in der NVA das stupide Machtinstru-
ment eines Unrechtsstaates zu sehen.
Entstanden war sie in Auseinandersetzung mit der unheilvollen
Entwicklungslinie in der deutschen Geschichte nach der schlimmsten
Katastrophe für das deutsche Volk. Es gab damals, im Kalten Krieg,
durchaus Gründe für ihr Entstehen. Am Anfang stand der Bruch mit
dem Faschismus und dem spezifisch deutschen Militarismus, aber
die Volksarmee war auch von Anfang an mit einer schweren
Hypothek belastet, mit der Übertragung stalinistischer Machtstruk-
turen auf den Staat, dem sie diente.
Ihr Leitmotiv war: Nie wieder Krieg. Die anderen Elemente ihres
Auftrags, Volkseigentum und Volksherrschaft zu schützen, haben
sich dagegen nicht als begründet und tragfähig erwiesen. Volks-
eigentum und Volksherrschaft erwiesen sich letztlich als Trugbilder,
obwohl anfangs einiges auch dafür zu sprechen schien.
Lange Zeit blieb der wirkliche Sachverhalt verdeckt, daß die Armee
einer politischen Führung unterstand, die die Macht an sich gerissen
hatte und immer mehr in absolutistischer Weise ausübte. Der wahre
Charakter ihres Dienstherrn, der dem Volkscharakter der Armee
zuwider lief, blieb dem Offizierskorps lange verborgen. Die ideolo-
gische Indoktrination, die Abschirmung gegenüber freier Informa-
tion, straffe Einbindung in eine strenger Disziplin unterworfene
Partei und ein System politischer Überwachung verhinderten diese
Erkenntnis.
Zweifel am Sinngehalt ihres gesellschaftlichen Auftrages kamen
vielen Offizieren im Verlauf der Perestroika. Die Enthüllungen über
die stalinistische Vergangenheit der Sowjetunion stellten auch die
gesellschaftlichen Zustände in der DDR in Frage, vor
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allem die politischen Herrschaftsstrukturen. Ablehnung und Unwillen
erzeugten die Distanzierung der SED-Führung von Perestroika und
Glasnost, die auch für unser Land als dringend notwendig erachtet
wurden. Die Folge waren Vertrauensverlust gegenüber der Führung
von Partei und Staat, Resignation und Rückzug auf formellen
Gehorsam, Versuche, wenigstens auf begrenzten Teilgebieten im
eigenen Verantwortungsbereich korrigierend zu wirken, vereinzelt
auch individuelle Rebellion.
Das Offizierskorps spaltete sich zunehmend in Perestroikagegner
und –anhänger. Die Gegner der Perestroika waren in absoluter
Minderheit, besetzten aber die entscheidenden Führungsfunktionen
und dienten treu der alten Führung. Außerdem konnten sie sich auf
die Perestroikagegner in Führungskreisen der Sowjetarmee stützen.
Die kritische Mehrheit der Offiziere war ohnmächtig, weil ihre Kritik
nicht fundamental war und sie nicht zum gemeinsamen Handeln
fand. Sie erwartete einen Umschwung vom unvermeidlichen Abdan-
ken der vergreisten Führung und der Machtübernahme durch Kräfte
der Erneuerung in der herrschenden Partei, deren Vorhandensein
und Positionskämpfe erkennbar waren.
Die Herbstrevolution der Volksbewegung traf daher in der Armee
auf bereits angeschlagene Machtstrukturen. Der Verfall der Partei-
und Staatsautorität ging rasant vor sich, und das Offizierskorps
spaltete sich in Anhänger und Gegner der demokratischen Revo-
lution. Gestützt auf die Volksbewegung kam es zu einem inneren
Machtkampf, in dem an entscheidenden Stellen die alten Führungs-
kräfte verdrängt oder lahmgelegt wurden und solche Einfluß und
verantwortliche Stellungen erlangten, die sich der Revolution an-
schlossen oder sich wenigstens loyal zu ihr verhielten.
So hat, natürlich immer getrieben vom Druck der Volksbewegung,
die Armee die Kraft gefunden, sich selbst zu verändern. Die bis-
herigen Machtstrukturen wurden funktionsuntüchtig und fortschrei-
tend demontiert. Erst einzelne ihrer Glieder und schließlich die
ganze Armee stellten sich auf die Seite des Volkes und machten
klar, daß sie keine Gewalt gegen die Demonstranten anwenden
werden. Auf eigenes Betreiben lösten sich die SED-Parteiorgani-
sationen in der Armee auf, um die Armee von der Bindung an eine
einzige Partei und Weltanschauung zu befreien und eine Armee des
ganzen Volkes zu sein. Selbständig wurde als Grund-
17
prinzip ihrer Einordnung in den Staat und ihrer inneren Verfassung
das BRD-Konzept vom Staatsbürger in Uniform übernommen. Im
Rahmen einer Militärreform wurde eine umfassende Demokratisie-
rung in Gang gesetzt.
Um keine falschen Akzente zu setzen: Das Verdienst an dem fried-
lichen Verlauf der demokratischen Revolution gebührt zweifellos vor
allem der Gewaltfreiheit und dem hohen Verantwortungsbewußtsein
der Volksbewegung. Die Haltung der Armee in der Zeit vom Oktober
89 bis zur faktischen Zerstörung der alten Machtstrukturen Anfang
1990 war für den friedlichen Übergang zu neuen Machtverhältnissen
aber ebenfalls ein notwendiger Faktor.
Es ist für meine Begriffe ein kardinales Faktum und wichtiges Zei-
chen, daß eine gesellschaftliche Umwälzung solchen Ausmaßes und
solcher Tiefe, wie es die Transformation eines ganzen Gesellschafts-
systems in Osteuropa und der DDR ist, sich mit Ausnahme
Rumäniens friedlich vollzogen hat. Sie zeigt, daß in großen gesell-
schaftlichen Bewegungen die Menschen fähig sind, ihre Irrtümer auf
vernünftige Weise und in zivilisierten Formen zu korrigieren.
Die Spaltung der Welt in zwei entgegengesetzte Wirtschaftssyste-
me, politische Ordnungen und geistige Strömungen war ein Irrweg
der Geschichte. Die Zwei-Welten-Theorie hat sich als fundamental
falsch erwiesen und hatte tragische Folgen. Der Kampf zwischen
feindlichen Lagern, der wegen seiner Unversöhnlichkeit und Schärfe
Krieg der Welten genannt worden ist, hört nun auf.
Nehmen wir das als eine große Chance wahr und gehen wir mit
dem Bewußtsein eines zivilisatorischen Aufbruchs in den deutschen
und europäischen Einigungsprozeß.
Jetzt ist es an der Zeit, sich – überall – von den Denkmustern frei zu
machen, die Feindschaft und Konfrontation dem gesellschaftlichen
Bewußtsein aufgeprägt haben. Zu gewinnen ist eine neue Sicht, das
Konzept der  e i n e n  Welt. Neues Denken ist Weltbürger-
bewußtsein. Die Probleme, vor denen die Menschheit steht, können
nur gemeinsam gelöst werden. Die Gefahren zu bannen, denen sie
sich heute gegenübersieht, erfordert vorausschauende Vernunft und
globales Denken und Handeln.
Auf dem Hamburger Kongreß „Verwundbarkeit der Industrieland-
schaft Europa – Perspektiven kooperativer Sicherheit für die
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nach-militärische Ära“ im Juni dieses Jahres, an dem auch Offiziere
der Bundeswehr und der Nationalen Volksarmee teilgenommen
haben, wurde ein Abschlußdokument angenommen, in dem es
heißt:
„Wissenschaft, Industrialisierung und (Hoch-)Technologie haben
eine beispiellos hohe Produktivität erreicht. Doch sie hat ihren Preis.
Sie wird erkauft mit einer gesellschaftlichen Verwundbarkeit, die
ebenfalls ohne Beispiel ist. Diese Verwundbarkeit moderner
Industriegesellschaften resultiert aus:
– ihrer arbeitsteiligen, vernetzten und dadurch hochgradig stör-
baren Funktionsweise;
– dem Einsatz äußerst empfindlicher high-tech Produktionsanlagen;
– ihrer Abhängigkeit von lebenswichtigen, leicht zerstörbaren, aber
unersetzbaren Versorgungssystemen für Nahrung, Energie, Güter
und Informationen;
– den Risiken der Kerntechnik, der chemischen Industrie und ihrer
Produkte;
– aus der fortschreitenden Zerstörung der natürlichen Lebens-
grundlagen.
Schon unter Normalbedingungen birgt die industrielle Zivilisation er-
hebliche Gefahren. Bereits geringfügige Störungen können Katastro-
phen globalen Ausmaßes verursachen.“
Die Grundaussage der Diskussion war, daß die Ökosphäre des Men-
schen bereits schwer verwundet ist und dies seine Hauptursache in
der Naturvergessenheit der beherrschenden Ökonomie hat. Um den
Ausweg aus dieser globalen Menschheitskrise zu finden, wurden
Forderungen nach der Abkehr von der Naturzerstörung, nach einer
Neugestaltung der Nord-Süd-Beziehungen und nach Entmilitarisie-
rung und Demokratisierung der Sicherheitspolitik erhoben.
Angeboten wurde die Idee, daß sich in der naturgeschichtlichen
Evolution des Lebens auf der Erde einzig das Kooperationsprinzip
bewährt hat und das Dominanzprinzip stets zum Untergang der
Spezies geführt hat.
Könnte das nicht auch für den Menschen gelten?
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Die geistige Situation der Zeit ist gekennzeichnet von einer großen
Herausforderung an die Vernunft, die dem Menschen gebietet, die
natürlichen und gesellschaftlichen Grundlagen seiner eigenen Exi-
stenz nicht zu zerstören. Eine große Hoffnung, daß es gelingt, die
immer noch starke Unvernunft zu besiegen, ist die Erfahrung der
friedlichen demokratischen Revolution. Sie ist, wie Jürgen Habermas
treffend befindet, eine nachholende Revolution.
4. September 1990
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Oberst Prof. Dr. H. Pukrop
Rückblick und Erkenntnis
Plötzlich gerät man ins Nach- und Überdenken. Nicht, weil der
Vorruhestand droht und man zurückblickt auf das, was man als
Militär, als sogenannter „operativer Künstler“ so geschaffen bzw.
vertreten hat. Es ist vor allem die Zeit der Wende, die vieles neu
zu durchdenken auffordert. Zusammenhänge, Hintergründe, Ziele
und Interessen, aber auch konkrete Tatsachen und persönliche
Wünsche bzw. Forderungen werden bekannt, zu denen vorher
kein Zugriff bestand, oft auch kein Bedürfnis dazu existierte, weil
man mit anderen Thesen, Fakten und Postulaten gefüttert und
abgefunden wurde.
Sicherlich wurde der Militär schon längere Zeit auf die Irrationa-
lität der Handlungen, für die er bestimmt war und ist, hingewie-
sen. Aber eine Rolle spielt dabei auch, daß er gewohnt ist,
Befehle zu erhalten und auszuführen. Ich will damit keineswegs
sagen, ohne nachzudenken. Im Rahmen der Überzeugung von
der Richtigkeit und Notwendigkeit seines Handelns und des Ver-
trauens auf die Führung, auf der Grundlage des Gelernten und
oft Geübten sowie in Wahrnehmung seiner Verantwortung
gegenüber seinem Staat, den Unterstellten, den Mitkämpfern und
auch sich selbst bemüht man sich um eine bestmögliche Auf-
gabenerfüllung.
Was fangen wir heute mit unserer „militärischen Meisterschaft“
an? Ich glaube, wir können – uns darauf stützend – durchaus
zum Wandel in Deutschland und Europa beitragen, wir können
mit unseren Kenntnissen und Erkenntnissen helfen, realistischere
Positionen bei uns selbst sowie in Ost und West zu schaffen.
Heute, da man miteinander – auch über jede Mauer hinweg –
sprechen kann und auch spricht, ist einerseits vieles einfacher,
klarer, übersichtlicher und verständlicher, es fordert zur Neuein-
ordnung. Andererseits treten gleichzeitig viele neue Fragestellun-
gen auf. Vieles, was tabu war, wird offen an- und
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ausgesprochen, vieles wird in Frage gestellt, vieles ist prinzipiell
neu aufzuarbeiten. Unter diesem Blickwinkel sind die nachfolgen-
den Überlegungen über die Irrationalität des Krieges und den
militärischen Auftrag, auch über die Rolle des Wissenschaftlers in
Uniform, zu sehen. Sie sollen helfen, einen Platz in den allge-
meinen sowie ganz persönlichen Bemühungen zur gemeinsamen
Sicherheitsvorkehr und zur Erhaltung des Friedens zu finden.
Die am Beispiel der – so muß ich heute schon sagen – bisherigen
DDR vollzogenen Aussagen erheben dabei keinen Anspruch auf
„nationale“ Identität oder Einmaligkeit. Jeder Militär sollte gele-
gentlich solche und ähnliche Überlegungen anstellen, um Klarheit
über seinen Platz und seinen Auftrag zu gewinnen.
„Krieg“ ist ein äußerst belasteter Begriff. Trotzdem kann man ihn
nicht einfach verdrängen, nur weil man den Krieg ablehnt. Denn
Krieg als Extremfall bewaffneter Konflikte, als Erscheinungsform
der Austragung strittiger internationaler wie nationaler Fragen
unter Anwendung militärischer Gewalt, ist als solcher noch lange
nicht überwunden. Das Leben belehrt uns täglich eines anderen.
Auch weiterhin gibt es Risiken, Gefahren und Bedrohungspoten-
tial wie -situationen, die den Krieg – in welcher Form und
welchem Ausmaß auch immer – noch nicht aus dem Bereich der
Möglichkeit verbannen. Beziehen wir uns auf Europa und sogar
Mitteleuropa, so können wir trotz oder wegen der größten Kon-
zentration militärischen Potentials durchaus zu der Aussage
gelangen, daß die Wahrscheinlichkeit eines Krieges gegenwärtig
äußerst gering ist, daß keine akute Kriegsgefahr besteht.
Andere, nichtmilitärische Bedrohungen und Gefahren spielen ge-
genwärtig in ihrer Bewertung durch die Menschen eine wesentlich
größere Rolle als die, die vom militärischen Potential ausgehen.
So nimmt es nicht wunder, daß es viele allgemein ablehnende
Aussagen gibt, wird heute über das Militärische, über Streitkräfte
gesprochen. Die höhere Bewertung anderer Gefahren bzw. Be-
drohungen, vor denen
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Streitkräfte nicht schützen können, führen z. B. bis zur Forderung
nach vollständiger Abrüstung. Die ablehnende Haltung entsteht
aber nicht nur aus der Verringerung der Bedeutung des militäri-
schen Faktors, sondern vor allem auch daraus, daß der Begriff
des Militärischen bzw. von Streitkräften sofort Assoziationen zum
Krieg und zu seinen Folgen herstellt. Dabei ist es vom Prinzip
unerheblich, welcher Krieg konkret oder als Allgemeinbegriff ge-
dacht wird. In der Regel wird in diesen Haltungen von einem
Weltkrieg ausgegangen, wobei Ergebnisse und Folgen speziell
des Zweiten Weltkrieges sowohl insgesamt als auch von Einzeler-
scheinungen dieses Krieges, wie die Verwüstung großer Gebiete,
wie die Zerstörung von Großstädten oder wie der Abwurf und die
Folgen der ersten Atombomben durch die USA auf die japani-
schen Städte Hiroshima und Nagasaki, aber auch von Kriegen
nach 1945, wie insbesondere der Korea-Krieg, der Vietnam-Krieg
u. a., zu Synonymen verheerender Wirkung militärischer Hand-
lungen für viele wurden. Andererseits gab und gibt es eine
Vielzahl von bewaffneten Konflikten, einschließlich von Kriegen,
die kaum oder nur kurzzeitig das Denken der Menschen in ande-
ren, oft weit entfernten Ländern prägten und Spuren hinter-
ließen. Diese Erscheinungen könnten durchaus als Beweis oder
Gegenargument herangezogen werden, wenn heute behauptet
wird, daß Kriege nicht mehr führbar sind. Diese Aussagen über
die Nichtführbarkeit eines Krieges treffen jedoch auf jeden Fall
für einen Weltkrieg und für jeden Kernwaffenkrieg zu, aber auch
speziell auf bewaffnete Konflikte größeren Ausmaßes und im
Extremfall natürlich auf einen Krieg in Europa.
Allgemein anerkannt wird die Tatsache, daß die Mittel für den
Krieg, insbesondere auch die Kernwaffen, die Grenzen der Ziele,
die durch Krieg verfolgt werden, weit überschreiten, daß es im
Ergebnis eines Welt- oder Kernwaffenkrieges weder Sieger noch
Besiegte geben wird, daß ein Welt- oder Kernwaffenkrieg die
Existenz der Menschheit überhaupt in Frage stellt. Damit wird der
Krieg als solcher sinnlos. Mit der Sinnlosigkeit des Krieges sowie
überhaupt
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militärischen Machtpotentials zur Durchsetzung politischer Ziele
stellt sich zwangsläufig die Frage nach dem Sinn des Instruments
dafür, d. h. den Streitkräften. In diesem Widerspruch haben wir
gegenwärtig unseren Dienst zu versehen. Und bei Anerkennung
der Irrationalität des Krieges, zu deren Nachweis durchaus beige-
tragen werden soll, müssen wir gleichzeitig auch eine klare
Position zu Auftrag und Funktion von Streitkräften in der gegen-
wärtigen (Übergangs-?)Zeit, einschließlich der absehbaren Zu-
kunft, finden. Folgen des Einsatzes der Streitkräfte muß vor allem
auch der Militär selbst erkennen, weil er die Wirkung moderner
Waffen, die räumlichen Ausmaße der Handlungen bestimmter
militärischer Formationen sowie die Bedingungen in Gebieten
militärischer Handlungen besser ermessen können sollte als jeder
andere.
Darüber nachzudenken ist eine Seite wissenschaftlicher Arbeit,
der sich der Wissenschaftler in Uniform, der Militär-, Sozial- oder
Technikwissenschaftler aus seiner besonderen Verantwortung
dem Volk und seiner Regierung gegenüber durchaus zuwenden
muß. Er ist in diesem Zusammenhang z. B. aufgefordert, das
Handeln der Streitkräfte, das sich im militärischen Bereich in
Form von taktischen Zeichen auf topographischen Karten unter-
schiedlichsten Maßstabes niederschlägt, nicht nur mit dem Gelän-
de und seinen Eigenschaften aus der Sicht ihrer militärischen
Nutzung ins Verhältnis zu setzen, sondern auch mit den Lebens-
bedingungen in diesen Räumen bzw. Gebieten, wie sie sich im
Ergebnis dieses Handelns ergeben.
Wir sind uns sicherlich darüber im klaren, daß die territorialen
Ausmaße der DDR – wie auch vieler anderer europäischer
Staaten – nicht zulassen, im Falle eines notwendigen Übergangs
zum Verteidigungszustand oder des notwendigen Einsatzes mili-
tärischer Formationen zur Konfliktbewältigung die gesamte Bevöl-
kerung irgendwohin zu evakuieren, so daß die Streitkräfte (wie
auf der top. Karte) im Handlungsraum im wesentlichen allein
agieren könnten. Das ist nicht möglich.
Ausgehend von den Auswirkungen des bewaffneten Kampfes im
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Krieg auf die Bevölkerung und Umwelt wird in der Regel die
Sinnlosigkeit solchen Handelns nachgewiesen. So weit braucht
man eigentlich nicht zu gehen. Am Beispiel „nur“ des umfassen-
den Übergangs zur Verteidigung auf dem Territorium der DDR,
d. h. es fällt noch gar kein Schuß (!), sollen einzelne mögliche
Auswirkungen dargestellt werden, die die vorherigen Aussagen
stützen. Gleichzeitig muß ich aber, um den Bogen zu dem zwei-
ten Teil der Überlegungen schlagen zu können, sagen, daß ich
diese Auswirkungen nur darstellen kann, weil ich über die erfor-
derlichen Kenntnisse verfüge, die mit einem derartigen Einsatz
verbunden sind, bzw. mit Spezialisten zusammenarbeite, die die-
se Auswirkungen relativ genau berechnen können.
Ich erinnere daran, daß unser Territorium 108 333 km2 beträgt,
wovon u. a. 61 831 km2 (57,2%) Ackerfläche, 29 813 km2
(27,5%) Wald, 6 276 km2 (5,8%) bebaute Fläche und 3 115 km2
(2,9%) Seen sind. Nach der bisherigen allgemeinen strategischen
Konzeption über flächendeckende defensive Handlungen zur Ab-
wehr einer möglichen Aggression verteidigte sich auf dem Terri-
torium der DDR eine Front. Im Ergebnis der Vorbereitung dieser
Frontverteidigungsoperation, nur bezogen auf die Entfaltung der
dafür vorgesehenen Truppen und den Pionierausbau des Gelän-
des, ergäben sich als Folgen:
– 10% der Ackerfläche wären vollständig umgegraben (ca.
12 000 km Grabensystem, tausende Stellungen, Deckungen
u. a.),
– 30% des Gesamtterritoriums wären total gesperrt durch Trup-
pen und Einrichtungen bzw. Sperren (dieser Raum ist durch
Bataillone, Abteilungen, Führungsstellen, rückwärtige und
technische Einrichtungen belegt bzw. durch Minenfelder und
andere Sperrmaßnahmen unzugänglich),
– 30-35% des klassifizierten Straßennetzes und 20% des Eisen-
bahnnetzes sind militärisch unmittelbar genutzt, wobei es sich
vorrangig um das gesamte Territorium durchziehende Straßen
und Strecken handelt,
– ca. 3 Mill. m3 Holz (Stangen-, Schnitt- und Rundholz) werden
für den Pionierausbau benötigt, d. h. ganze
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Wälder verschwinden.
Im Zusammenhang mit einem solchen Übergang zum Verteidi-
gungszustand ist vorausgehend, parallel oder nachfolgend die
Mobilmachung einzuordnen, wodurch aus allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens ein großer Teil der wehrtüchtigen Be-
völkerung eingezogen wird.
Im Ergebnis dieser Handlungen ist zu erwarten, daß die Versor-
gung der Bevölkerung mit lebensnotwendigen Gütern zumindest
gestört, wenn nicht überhaupt gänzlich unterbrochen wird bzw.
zusammenbricht, daß administrative Strukturen durch die
Kommandogewalt und militärische Verantwortung für bestimmte
Räume bzw. Gebiete z. T. außer Kraft gesetzt werden, daß viele
Industrieanlagen die Arbeit insgesamt oder zeitweilig einstellen
müssen, weil das gesamte Gefüge der Zulieferung usw. unter-
brochen ist, daß die Bewegungsfreiheit stark eingeschränkt wird,
daß das gesellschaftliche und kulturelle Leben zum Erliegen
kommt u. a. m.  Über Nachfolgeschäden der vorgenannten Hand-
lungen ist dabei noch gar nichts gesagt.
Ähnlich sind die Folgen sicherlich auch auf dem Territorium jedes
anderen europäischen Staates einzuschätzen, der sich gezwun-
gen sieht, zur Abwehr einer Gefahr zum Verteidigungszustand
überzugehen. Auf uns bezogen können wir jedenfalls zu dem
Schluß kommen, daß bereits eine frühzeitige und umfassende
Herstellung des Verteidigungszustandes die weitere Existenz
unseres Landes gefährdet.
Eine derartige Entscheidung zum Übergang zum Verteidigungs-
zustand zu treffen besitzt also eine außerordentliche Brisanz. Die
Notwendigkeit dazu darf gar nicht erst entstehen. Wir müssen
alles tun, damit ein Krieg, oder genauer gesagt: die Gefahr der
Entstehung bzw. des Ausbruchs eines Krieges, verhütet wird.
Die Anfälligkeit moderner Industriestaaten gegenüber militäri-
schen Handlungen und ihren Auswirkungen in einem Krieg, ins-
besondere in einem Kernwaffenkrieg, ist mehrfach durch Wissen-
schaftler dargestellt und auf die Gefährdung für die weitere
Existenz der Menschheit hingewiesen worden. Aber im Grunde
bedarf
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es nicht einmal eines Schusses bzw. des bewaffneten Kampfes,
um die Existenz von Staaten in Frage zu stellen. Schon die
Herstellung des Verteidigungszustandes, die Entfaltung der erfor-
derlichen Gruppierungen der Truppen (Kräfte) und die Herstel-
lung ihrer Bereitschaft zur Abwehr einer möglichen Gefahr, d. h.
eines Überfalls von außen, die vielfältigen Maßnahmen zur
Mobilmachung und Verstärkung, zur Umstellung der Wirtschaft
auf den Verteidigungszustand usw. übersteht kein hochindu-
strieller Staat, ohne zumindest um Jahrzehnte in der Entwicklung
zurückgeworfen zu werden. Natürlich sind auch viele andere
Varianten der Handlung zur Abwehr von Gefahren, zur Verteidi-
gung der Heimat möglich. Die frühzeitige und umfassende Her-
stellung des Verteidigungszustandes ist sicherlich als Extremfall,
aber eben auch als möglich anzusehen. Gerade dieser Extremfall
verdeutlicht gleichzeitig das mögliche Gesamtausmaß an Folgen,
die derartiges Handeln nach sich zieht. Deshalb kann und muß
man zu dem Schluß kommen, daß nicht nur Kriege selbst,
sondern auch die unmittelbare Vorbereitung auf einen Krieg
zivilisationsunverträglich ist. Denn die Folgen des unmittelbaren
Waffeneinsatzes und der militärischen Handlungen in einem Krieg
werden das vorher Dargestellte in seinen Auswirkungen um ein
Vielfaches vergrößern und weitere Gefahren mit sich bringen, die
mit der Ausbreitung radioaktiven Materials und Aktivierung gro-
ßer Gebiete durch Katastrophen in Kernkraftwerken, mit der
Herausbildung und Ausbreitung von tödlichen Giftwolken durch
Zerstörung bzw. Havarien in Chemieanlagen bzw. biotechnischen
Zentren, mit Entstehung von Feuersbrünsten durch Beschädigung
von Gas- und Erdöllagerstätten bzw. Raffinerien, mit dem Zusam-
menbruch der Ver- und Entsorgungsanlagen, speziell der Zufüh-
rung von Elektroenergie, Trinkwasser und Lebensmitteln, aber
auch der Abführung von Brauchwasser, Abfällen usw., mit dem
Zusammenbruch der medizinischen Betreuung u. v. a. m. verbun-
den sind.
Diese Erkenntnisse sollten auf jeden Fall genutzt werden, um an
Vernunft und Bedachtheit im Umgang mit militärischem Potential
als politisches Instrument zu appellieren. Diese Erkenntnisse soll-
ten auch die Grundlage bilden, das Inter-
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esse aller Staaten nach Sicherheit zu vereinen, d. h. die Sicher-
heit nicht gegeneinander, sondern miteinander herzustellen und
aufrechtzuerhalten. Diese Erkenntnisse insgesamt und im Detail
sind geeignet, sich im Interesse des Überlebens der Menschheit
aus dem Blockdenken, aus dem Denken in Gleichgewichten und
Kräfteverhältnissen zu lösen und nach neuen Wegen, nach ge-
meinsamen Lösungen zu suchen. Die Gefährdung für die Existenz
der Menschheit geht heute nicht nur von einem möglichen Krieg,
insbesondere Kernwaffenkrieg aus, obwohl dieser der radikalste
Weg zur Liquidierung großer Teile der Erdbevölkerung wäre. Es
gibt auch andere, globale grenzüberschreitende Gefahren, die
z. B. aus der Gewalt in Form der Armut in der 3. Welt, aus
Industriehavarien großen Umfangs, aus der sogenannten "Ökolo-
giekrise", aber auch aus der Verbreitung von Drogen oder Aids,
aus der Ausweitung von Terrorismus u. a. resultieren. Diesen
Gefahren ist prinzipiell nur gemeinsam zu begegnen.
Diese Erkenntnisse könnten demnach zu dem Schluß führen, die
militärische Gefährdung zumindest durch Abschaffung der
Streitkräfte, der Waffen usw. zu beseitigen. Doch so weit ist das
noch lange nicht. Was sich in Jahrhunderten bewährte, was an
modernem militärischem Potential in den letzten Jahrzehnten
aufgebaut und gehortet wurde, läßt sich nicht über Nacht
wegdenken. Noch kommt die Welt auch nicht ohne Streitkräfte
aus, ob sie es überhaupt kann, muß abgewartet werden. Deshalb
steht auf der anderen Seite der Medaille all dieser Überlegungen
für den Angehörigen der Streitkräfte, auch für den Wissenschaft-
ler in Uniform – der militärische Auftrag.
Natürlich stellt sich die Frage, wie das zusammenpaßt, wie das zu
lösen ist:
1. kommt es wohl darauf an zu begreifen, daß, solange einerseits
Gefahren und Risiken für die Staaten existieren und ihren
Sicherheitsinteressen entgegenstehen und andererseits noch
keine gemeinsame weltumspannende Friedensordnung ver-
wirklicht wurde, kein Staat und kein Volk darauf verzichten
wird, militärische Vorsorge zur Erhal-
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tung dieser Sicherheit in Form von Streitkräften, Milizen oder
militärischer Schutzzusicherung durch andere zu treffen. Ins-
besondere wird auch kein Staat auf eigene militärische Vor-
sorge zur Gewährleistung seiner Souveränität verzichten,
solange andere Staaten starke Streitkräfte unterhalten. Dieser
Zustand ist wahrscheinlich nur schrittweise, über abgestimmte,
im gegenseitigen Konsens festgeschriebene Maßnahmen zu
überwinden, wie Reduzierung der Streitkräfte bzw. Liquidie-
rung einzelner Waffenarten, Umstrukturierung und Ausrüstung
der Streitkräfte nach einem Prinzip defensiver Hinlänglichkeit
und Angriffsunfähigkeit, Neubestimmung konzeptioneller An-
sichten für den Gebrauch der Streitkräfte, allgemeine Aner-
kennung der Nichtanwendung von Gewalt zur Beilegung
strittiger Fragen, Institutionalisierung kooperativer Sicherheits-
strukturen u. v. a. m.
2. kommt es in diesem Zusammenhang gleichzeitig darauf an zu
berücksichtigen, daß Streitkräfte ohne Waffen, ohne Fähigkeit
und Bereitschaft, diese auch einzusetzen, ohne Strukturierung,
ohne Disziplin und Ordnung, ohne Führung und Sicherstellung
keine Streitkräfte, sondern höchstens als eine Ansammlung
von Menschen oder Anhäufung von Technik und Waffen zu be-
zeichnen sind, die nie ihrer eigentlichen Bestimmung gerecht
werden können. Auch wenn in letzter Zeit der Begriff „Öko-
Streitkräfte“ gelegentlich auftaucht, hat das nichts mit einer
prinzipiellen Veränderung des dargestellten Wesens von Streit-
kräften zu tun.
Mit diesem Begriff soll die Organisiertheit und Wirksamkeit
solcher Gruppierungen unterstrichen werden. Das hat auch
nicht damit zu tun, daß es zu den Aufgaben von Streitkräften
gehört, zur Beseitigung der Folgen von Havarien und Kata-
strophen eingesetzt zu werden. Streitkräfte sind nun einmal
das Mittel, das dem Staat jederzeit zur Verfügung steht und
auf Grund seiner Ausbildung, Ausrüstung und Organisiertheit
gemeinsam mit anderen Kräften und Organisationen schnell
zum Einsatz gebracht werden kann.
29
3. kommt es darauf an zu berücksichtigen, daß Streitkräfte ganz
bestimmte, verfassungsmäßig festgelegte, eindeutig durch
Auftrag und Funktion abgegrenzte Aufgaben als militärisches
Machtinstrument des jeweiligen Staates, geführt durch die ihn
repräsentierende Volksvertretung und Regierung erfüllen. Ein
Auftrag von Streitkräften ergibt sich dabei nicht nur aus der
Frage „wogegen“, sondern heute vor allem aus der Frage
„wofür“. Und dieses „Wofür“ des militärischen Auftrages be-
steht insbesondere in der Kriegsverhütung und der Erhaltung
des Friedens, in der Gewährleistung der Eigenstaatlichkeit und
Souveränität, der freien und unabhängigen Entwicklung des
Volkes sowie in der Bewahrung der äußeren Sicherheit des
Staates.
4. kommt es darauf an, bei aller Widersprüchlichkeit oder gar
Widersinnigkeit zu begreifen, daß Streitkräfte ihren Auftrag zur
Kriegsverhütung u. a. durch die Fähigkeit und Bereitschaft zum
bewaffneten Kampf erfüllen können, d. h. durch ihre Fähigkeit
zum Einsatz von Waffen und Mitteln, sowie durch ihre Bereit-
schaft, dies bei Notwendigkeit auch zu tun. Das Maß dieser
Fähigkeit wird dabei heute nicht mehr durch die Suche nach
Wegen zum Sieg bestimmt, sondern mehr und mehr durch die
Hinlänglichkeit für die Verteidigung des eigenen Staates vor
möglichen Anschlägen von außen, durch Hinlänglichkeit für die
eigene Sicherheit.
Wir befinden uns gegenwärtig in einem Zeitabschnitt, wo das
System der gegenseitigen Abschreckung noch nicht überwunden
und ein System gemeinsamer bzw. kollektiver Sicherheit noch
nicht verwirklicht ist. Das sollte bei allen Überlegungen und
Erkenntnissen nicht übersehen werden. Denn Abschreckung setzt
einerseits Machtpotential voraus und andererseits die Bereit-
schaft, dieses Potential erforderlichenfalls auch zu gebrauchen.
Abschreckung ist nur wirksam, wenn jeder Versuch, dagegen zu
verstoßen, mit einem hohen Risiko verbunden ist oder unerträg-
liche Folgen nach sich zieht.
Eine Aufgabe des Militärs besteht durchaus darin, mögliche
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Entwicklungen mit ihren militärischen Konsequenzen zu analysie-
ren, mögliche Risiken und Bedrohungen für seinen Staat zu er-
kennen, mögliche Konfliktsituationen oder -fälle und dafür
mögliche Szenarien zu entwickeln, also seine berufliche Kompe-
tenz einzubringen und damit beratend zu wirken.
Der Militär, der gegenüber seinem Staat und dessen Regierung
zu Loyalität verpflichtet ist und sich dazu verpflichtet hat, sollte
sich als aktiver Angehöriger der Streitkräfte aber nicht als
Politiker verstehen und persönlich in das politische Geschehen
eingreifen. Natürlich können die anfangs dargestellten Überle-
gungen und Erkenntnisse durchaus dazu führen, daß einzelne
Berufssoldaten dem militärischen Auftrag, der ja mit dem Einsatz
von Waffen verbunden sein kann, aus Gewissenszwängen nicht
folgen können. Diese Berufssoldaten sollten bei aller Ehrlichkeit
sich selbst, dem zu führenden oder angehörenden Kollektiv sowie
dem Staat gegenüber unter diesen Bedingungen die erforder-
lichen Konsequenzen ziehen.
Der Militär, d. h. insbesondere der Berufssoldat, muß, um die
anfangs dargestellten Folgen auch zu erkennen, sich in die ver-
schiedenen Aufgaben von Streitkräften hineinversetzen und dabei
das gesamte Spektrum möglicher Handlungen erfassen, also
auch einen Krieg und alles, was damit verbunden ist, denken
können. Bei aller Irrationalität des Krieges, wie sie durch Politiker,
Wissenschaftler, Militärs, Friedenskämpfer usw. nachgewiesen
und zum großen Teil auch anerkannt wird, darf der Militär den
Krieg als Extremfall nicht geistig verdrängen. Die Streitkräfte, ihr
Beitrag zur Sicherheit und zur Erhaltung des Friedens werden
sonst sinnlos. Solange konfrontative Sicherheitsstrukturen oder
Reste davon, solange also gegenseitige Abschreckung oder eine
Strategie der Rückversicherung auf Streitkräfte bzw. Vorsorge-
politik unter Nutzung militärischer Mittel gegenüber möglichen
Rückschlägen in der Entwicklung, gegenüber möglichen Risiken,
Bedrohungen und Krisen bestehen, solange muß insbesondere
der Berufssoldat in der Lage sein, den bewaffneten Konflikt, ein-
schließlich dem Extremfall Krieg, und in ihren Kategorien zu
denken. Er muß selbst und durch
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seine Tätigkeit im Frieden, speziell durch die Truppenausbildung
müssen auch seine Unterstellten geistig, körperlich und moralisch
auf die Anwendung der Waffe und die Führung des bewaffneten
Kampfes vorbereitet sein. Ohne eine sogenannte „Wehrtüchtig-
keit“, ohne Fähigkeit und Bereitschaft zum Gebrauch der Waffen,
sind die gegenwärtigen Sicherheitsansprüche, die speziell über
die Streitkräfte realisiert werden sollen, nicht erfüllbar.
Mit diesen Gedanken soll der Krieg keineswegs gerechtfertigt
werden. Aber so paradox das ist und klingt: Nur die Fähigkeit und
Bereitschaft zum Gebrauch der Waffen, zur Anwendung von
Kenntnissen und Erfahrungen bei der Führung militärischer
Formationen, also militärische Meisterschaft, bilden eine Voraus-
setzung dafür, daß die Streitkräfte friedenssichernd, deeskalie-
rend, vor bewaffneten Abenteuern abschreckend wirken können.
Sie haben im Rahmen der gesamten gesellschaftlichen Bemü-
hungen durch diese spezifischen Fähigkeiten zur Verhütung von
Kriegen beizutragen.
Die Kenntnis der Waffen und ihrer Wirkung befähigt uns daher
nicht nur, die Folgen des Einsatzes von Streitkräften zu erkennen,
sondern auch, den militärischen Auftrag bewußt und als sinnvoll
im Interesse des Friedens zu erfüllen.
Meines Erachtens werden wir uns so und nur so in alle Prozesse,
wie der allgemeinen Reduzierung konventioneller Streitkräfte, des
Abbaus der nuklearen Bedrohung, der Vernichtung der chemi-
schen Kampfmittel, auch des Aufbaus regionaler, kontinentaler
oder weltumspannender Sicherheitssysteme und damit zusam-
menhängender militärischer Komponenten, aber auch eines
durchaus möglichen Rückschlages in der Entwicklung, an wel-
chem Ort auch immer, richtig einzuordnen verstehen.
Wollen wir unserer Verantwortung gerecht werden, so dürfen wir
bei allem Einsatz im Friedenskampf, bei aller Überzeugung von
der Irrationalität eines Krieges sowie bei allem politischen
Engagement nicht vergessen, daß derjenige, der eine Uniform
trägt, einen spezifischen Auftrag des Staates zu erfüllen hat. Und
solange dieser Auftrag im allgemeinen bzw. in Form konkreter
Befehle nicht den allgemeinen Men-
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schenrechten, den anerkannten Normen des Völkerrechts sowie
der menschlichen Würde widerspricht, besteht die Pflicht als
Bürger in Uniform darin, diese Aufgaben im vollen Umfang und
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Sieben Thesen zur sicherheitspolitischen Rolle Deutschlands
in Europa
Die letzten Wochen und Monate bis zur Herstellung der staatlichen
Einheit Deutschlands werden durch vielfältige Aktivitäten und Dis-
kussionen in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens in
Deutschland und Europa charakterisiert. Für den Beobachter konnte
mitunter der Eindruck entstehen, als ob Paragraph 218 und die
Stasi-Akten die einzigen strittigen und komplizierten Probleme sei-
en. Die sicherheitspolitischen Aspekte der deutschen Einheit spielten
in den Medien eine untergeordnete Rolle, obwohl sie, ausgehend
von der historischen Verantwortung Deutschlands in Europa, natür-
lich von erstrangiger Bedeutung sind.
Unter Beachtung des rasanten Tempos politischer Entscheidungen
ist eine echte wissenschaftliche Begleitung oder gar Prognose dieses
Prozesses fast unmöglich. Unabhängig davon soll der Versuch
(möglicherweise auch untaugliche) unternommen werden, einige
Überlegungen zur sicherheitspolitischen Rolle des künftigen
Deutschlands in Europa aus der Sicht eines Wissenschaftlers in der
Uniform der NVA zu äußern.
Der Versuch einer sicherheitspolitischen Prognose setzt natürlich die
gründliche Analyse der Entwicklung der letzten Jahrzehnte voraus.
Hier ist noch eine sehr umfangreiche Arbeit zu leisten. Dafür fehlt
gegenwärtig ganz einfach die Zeit, und das vorliegende Thesen-
papier gibt dazu auch nicht den notwendigen Raum.
Aus meiner Sicht kommt es darauf an, bei der Beurteilung der
sicherheitspolitischen Rolle der beiden deutschen Staaten nach dem
Ende des zweiten Weltkrieges vor allem folgende drei Aspekte zu
beachten:
1. Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokrati-
sche Republik waren Ausdruck der Spaltung Europas in ein bipo-
lares konfrontatives Blocksystem. Die Bundesrepublik Deutsch-
land und die Deutsche Demokratische Republik standen im
Zentrum bzw. an der Trennlinie der Konfrontation.
In der Zeit des kalten Krieges, unter den Bedingungen gegen-
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seitiger Abschreckung, eines wahnwitzigen Rüstungswettlaufes
und vieler anderer Begleiterscheinungen, die der menschlichen
Vernunft zuwider liefen, ist eines gelungen – in Europa einen
neuen Krieg zu verhindern. Dieser zu Ende gehende Abschnitt
der OST-WEST-Konfrontation hatte damit auch gewisse Elemente
der Berechenbarkeit für Stabilität in Europa.
Der Einschätzung, daß die Friedensbewahrung in Europa allein
der NATO zuzuschreiben ist, kann ich mich nicht anschließen.
Unter den Bedingungen eines bipolaren konfrontativen Blocksy-
stems gehören auch zur Friedensbewahrung immer zwei Seiten.
2. Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokrati-
sche Republik galten über einen langen Zeitraum als die stabil-
sten Bündnispartner der beiden Supermächte USA und UdSSR. In
vielen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens wurden sie von
dem jeweils „großen Bruder“ zu Musterknaben gemacht. Das galt
auch im vollen Umfang für den militärischen Bereich.
Dabei übersehe ich keineswegs den Unterschied in den beiden
Bündnissystemen. Im Ergebnis eines Entwicklungs- und Lernpro-
zesses würde ich heute einschätzen, daß die Bundeswehr im
weitaus größeren Maße Partner für die USA-Streitkräfte war, als
man das für die Nationale Volksarmee im Verhältnis zur Sowjet-
armee sagen kann. Natürlich spielen, bezogen auf Europa, hier
die quantitativen Größenverhältnisse auch eine entscheidende
Rolle.
Nicht vergessen sollte man in diesem Zusammenhang, daß die
Territorien der beiden deutschen Staaten das Übungs-, Erpro-
bungs- und gedachte Schlachtfeld für beide Bündnisse war.
3. Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokrati-
sche Republik waren auch die Idealpartner in den Ideologien für
die USA und die UdSSR. Sie waren eine Art Laboratorium für die
soziale Marktwirtschaft und den realen Sozialismus.
Das gesellschaftliche Experiment „realer Sozialismus“ ist geschei-
tert. Die Ursachen für dieses Scheitern müssen aufgearbeitet
werden. Für jeden Bürger dieser DDR heißt das auch ganz
persönlich Vergangenheitsbewältigung, dabei sind sowohl Wis-
senschaftler als auch Militärs ganz besonders gefordert.
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(Den in diesem Heft enthaltenen Artikel des Philosophen Wolf-
gang Scheler werte ich als solchen Beitrag.)
Etwa Mitte der achtziger Jahre beginnt eine grundsätzliche Wende
in den Beziehungen zwischen Ost und West. Ein ganz entscheiden-
der Ausgangspunkt ist die neue Politik der UdSSR, vor allem im
außen- und sicherheitspolitischen Bereich. Perestroika und Glasnost
bringen die Welt in Bewegung. Das Ende der konfrontativen Politik
zwischen der UdSSR und den USA wird eingeläutet. Der KSZE-
Prozeß erhält eine neue Dynamik. Der Abrüstungsprozeß wird trotz
vieler Schwierigkeiten forciert. Durch den Wandel in den Staaten
Osteuropas wird der Prozeß der Beendigung des Ost-West-
Konfliktes beschleunigt. Die beiden Frontstaaten (BRD und DDR)
des alten konfrontativen Systems gehen im Überschalltempo auf die
staatliche Einheit zu. Die Feindschaft an der bisherigen Trennlinie
hebt sich auf.
In dieser Situation blicken die Völker Europas und anderer Teile der
Welt mit Hoffnung und Sorge auf Deutschland, welches ja Aus-
gangspunkt zweier Weltkriege war.
Die künftige sicherheitspolitische Rolle des vereinten Deutschlands,
welches nach meiner persönlichen Auffassung nicht einfach eine um
16 Millionen DDR-Bürger erweiterte Bundesrepublik werden darf,
sondern ein sich wandelnder deutscher Staat, muß von einem ver-
änderten sicherheitspolitischen Denken ausgehen.
Ansätze für ein neues sicherheitspolitisches Denken sind erkennbar
und ergeben sich
– aus dem Ende des Ost-West-Konfliktes und dem Ende des kalten
Krieges,
– aus dem Übergang von der Konfrontation zur Kooperation,
– aus der Suche nach Wegen für Sicherheitspartnerschaft und ko-
operative Sicherheitsstrukturen,
– aus der sich kontinuierlich verringernden Rolle des militärischen
Faktors in den zwischenstaatlichen Beziehungen.
Die Frage nach der sicherheitspolitischen Rolle des vereinigten
Deutschlands macht es erforderlich, deutsche Sicherheitsinteressen
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zu bestimmen. Meine Auffassung dazu möchte ich in folgenden
Thesen zusammenfassen.
These 1
Oberster Grundsatz deutscher Sicherheitspolitik muß in der Verhin-
derung jeglichen Krieges in Europa bestehen.
Europa hat objektiv den Zustand der Kriegsführungsunfähigkeit
erreicht. Ein konventioneller Waffengang in Europa würde die
Existenzgrundlagen des menschlichen Lebens zerstören.
These 2
Deutschland hat das größte Interesse an Abrüstung und Reduzie-
rung von Streitkräften in Europa. Im Zentrum Europas ist die
Verwundbarkeit am größten, dem steht gegenwärtig in Realität die
höchste Konzentration von Streitkräften gegenüber. Die im Ergebnis
von Wien I zu erwartenden Reduzierungen der Streitkräfte können
deshalb nur der Anfang eines Prozesses sein. Der vereinbarten
Beschränkung künftiger deutscher Streitkräfte auf 370 000 Mann
Personal bis 1993/94 müssen weitere Reduzierungen folgen.
These 3
Deutschland muß fest in europäische Strukturen integriert sein,
auch im militärischen Bereich. Die Integration in europäische Struk-
turen mit gleichen Pflichten und Rechten, wie alle anderen euro-
päischen Staaten, muß zur Hauptgarantie für alle Nachbarn werden,
daß von Deutschland keine neuen Gefahren ausgehen können. Alle
Versuche neuer deutscher Großmachtpolitik müssen in den Anfän-
gen erstickt werden, es darf keine besondere Rolle Deutschlands in
Europa geben.
These 4
Deutsches Sicherheitsinteresse muß es sein, daß die heute noch




Deutsche Sicherheitsinteressen erfordern den Verzicht auf Feindbil-
der jeglicher Art bei gleichzeitiger verantwortungsbewußter Analyse
von Gefahren und Risiken.
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist für mich keinerlei militärische
Bedrohung für Deutschland erkennbar. Wir sollten uns aktiv an der
Gestaltung einer „Nachmilitärischen Ära“ beteiligen, ohne dabei zu
vergessen, daß die Welt nicht konfliktfrei ist.
Die Schaffung neuer (nichtmilitärischer) Sicherheitsstrukturen muß
dazu führen, daß militärische Elemente ständig an Bedeutung ver-
lieren und am Ende eines sicher langandauernden Prozesses insge-
samt überflüssig werden.
These 6
Die kontinuierliche Weiterführung des KSZE-Prozesses ist auch
fester Bestandteil deutscher Sicherheitsinteressen. Dieser Prozeß
muß dazu führen, daß die gegenwärtige Blockstruktur überwunden
wird und sich ein kooperatives europäisches Sicherheitssystem ent-
wickelt, an dem alle KSZE-Staaten beteiligt sind.
These 7
Bis zur Schaffung eines kooperativen europäischen Sicherheits-
systems sollte das vereinigte Deutschland auch im sicherheitspoliti-
schen und militärischen Bereich eine Art Scharnier- oder Brücken-
funktion zwischen Ost und West übernehmen.
Die bisherige Einbindung beider deutscher Staaten in NATO und
Warschauer Vertragsorganisation und die dabei gesammelten Erfah-
rungen und Erkenntnisse bieten eine gute Grundlage dafür.
Diese Thesen sind ein Diskussionsangebot und erheben keinen An-
spruch auf Vollständigkeit. Wenn dem Inhalt der Thesen zuge-
stimmt werden sollte, müßten sich daraus für die Perspektive und
davon abgeleitet für eine Übergangsperiode nach dem Beitritt der
DDR nach Artikel 23 des Grundgesetzes auch Folgerungen für die
praktische Sicherheitspolitik ableiten lassen.
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Für die Militärs in beiden deutschen Staaten ist dabei Charakter und
Bestand künftiger deutscher Streitkräfte und damit im Zusammen-
hang das weitere Schicksal der Angehörigen der NVA von besonde-
rem Interesse. Dieses Problem wird ja auch gegenwärtig sehr heftig
und kontrovers diskutiert.
Bevor ich meine Meinung dazu äußere noch eine Bemerkung zur
bereits genannten Übergangsperiode. Wie auch in anderen Berei-
chen halte ich auch im Bereich der Streitkräfte eine Übergangspe-
riode für objektiv erforderlich.
Die Reduzierung, Umstrukturierung, Umwandlung und teilweise Auf-
lösung von militärischen Formationen erfordert ganz objektiv einen
bestimmten Zeitraum. Die überstürzte Auflösung von militärischen
Einrichtungen ist äußerst risikovoll. Man kann eine militärische
Dienststelle, wo sich hochsensible Technik, Bewaffnung und Muni-
tion befindet, nicht einfach zuschließen und das Personal beurlau-
ben oder nach Hause schicken. Die Möglichkeit der unbefugten Nut-
zung militärischer Technik muß mit allen Mitteln verhindert werden,
um keine Gefahren für das Leben der Bürger heraufzubeschwören.
Die Reduzierung und teilweise Auflösung militärischer Einrichtungen
trägt damit Prozeßcharakter. Dieser Prozeß ist mit der Unterzeich-
nung von Verträgen bzw. dem Staatsakt zur Vereinigung beider
deutscher Staaten nicht abgeschlossen. Ganz im Gegenteil, er wird
damit streng genommen erst begonnen.
Eine klare Konzeption für diesen Prozeß ist für mich bis zum heuti-
gen Tag weder aus dem Bundesverteidigungsministerium noch aus
dem Ministerium für Abrüstung und Verteidigung erkennbar.
Klar ist nur, daß der Traum vom Nebeneinanderbestehen zweier
deutscher Armeen für eine längere Übergangsperiode und damit
relative Selbständigkeit der NVA sich spätestens nach dem
Kaukasus-Gipfel von Präsident Gorbatschow und Bundeskanzler
Kohl als Illusion erwiesen hat und wie eine Seifenblase geplatzt ist.
Es schien auch recht zweifelhaft, ob auf diesem Weg die notwen-
dige Schaffung künftiger deutscher Streitkräfte möglich ist.
Aus heutiger Sicht muß man als Realist davon ausgehen, daß es in
einem einheitlichen Staat mit einem Parlament, einer Regierung
auch nur eine Armee geben kann, die sich auf der Grundlage der
gegenwärtigen Bundeswehr entwickeln wird.
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Als „Akademiker“ hätte ich erwartet, daß dabei als erstes die Frage
nach Auftrag und Funktion deutscher Streitkräfte untersucht und
entschieden wird (der IWBS hat sich in den Arbeitspapiere 1 und 2
dazu geäußert), aber die Politiker haben als erstes Festlegungen
über den Personalumfang getroffen.
Als Patriot der Noch-DDR gehe ich davon aus, daß Teile der NVA bei
starker Reduzierung Bestandteil der künftigen deutschen Streit-
kräfte werden. Mit Hilfe von Angehörigen der Bundeswehr müssen
die einzugliedernden Formationen und Einrichtungen einen Wand-
lungsprozeß vollziehen und sich damit zu einem Element künftiger
deutscher Sicherheitspolitik entwickeln. Die damit im Zusammen-
hang stehenden politischen, moralischen, sozialen, technischen und
logistischen Probleme sind riesengroß, aber lösbar.
Die von einzelnen Autoren vertretene Auffassung, die Lösung könne
nur in der Auflösung der NVA bestehen, und auf dem gegenwärti-
gen DDR-Territorium werden dafür Verbände der Bundeswehr
stationiert, die nicht in die NATO integriert sind, halte ich für
gefährlich. Das wäre dann aus militärischer Sicht weder eine
Vereinigung, noch ein Beitritt, sondern einfach eine Unterwerfung.
Damit bei Eingliederung von Verbänden und Einrichtungen der NVA
in einem überschaubaren Zeitraum künftige deutsche Streitkräfte
wachsen können, sollte nach einer kurzen Übergangsperiode eine
einheitliche Führungsstruktur entstehen und sehr schnell auch mit
der Mischung des Personalbestandes begonnen werden.
Die zwar noch geringen Erfahrungen der Soldaten unserer Militär-
akademie bei Kontakten und Gesprächen mit Soldaten der Bundes-
wehr besagen, daß im Dialog von Soldat zu Soldat vieles unproble-
matischer lösbar ist, als man es sich vorher vorgestellt hat.
Nachdem die Berührungsängste überwunden sind und es um Sach-
fragen geht, gibt es natürlich immer noch unterschiedliche Meinun-
gen und mitunter auch Verständigungsschwierigkeiten. Gleichzeitig
wird jedoch deutlich, daß bei entsprechendem Willen auf beiden
Seiten Lösungen möglich sind.
Nach meinen persönlichen Erkenntnissen besteht eines der größten
Verbrechen der alten SED- und DDR-Führung darin, daß uns mit
allen
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Mitteln ein realistischer Blick nach Westeuropa fast unmöglich ge-
macht wurde, daß wir uns selbst abgeschaltet haben und nunmehr
tagtäglich feststellen müssen: Die Realität stimmt mit unserer über
Jahrzehnte gewachsenen Vorstellungswelt nicht überein.
Dabei entsteht auch viel Verbitterung über das eigene Unvermögen.
Auch daraus wird deutlich, welche umfangreiche Arbeit die Angehö-
rigen der NVA, speziell die Soldaten in verantwortlichen Positionen,
zur Vergangenheitsbewältigung zu leisten haben.
Bei aller Problematik hat aber die Zeitspanne seit dem Herbst 1989
auch deutlich gemacht: Ohne daß sich an den Streitkräftestrukturen
in Europa bereits vieles verändert hätte, begann auch im militäri-
schen Bereich ein neues Verhältnis zwischen den Soldaten in Ost
und West, beginnt ein Vertrauensverhältnis zu wachsen. Darin sehe
ich eine wichtige Quelle für die Friedensbewahrung in Europa.
14. September 1990
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Kapitän zur See Dr. phil. S. Fischer
Militärreform in der UdSSR
Unmittelbar nach seiner Wahl zum Präsidenten der UdSSR nannte
Michail Gorbatschow drei Hauptaufgaben, denen er sich stellen
müsse: 1. die Reform des Staats- und Wirtschaftssystems;
2. die Reform der Staatsbeziehungen innerhalb der UdSSR;
3. die Militärreform.1
Während er sich bis zu seinem Sommerurlaub vor allem den ersten
beiden Aufgaben widmete, äußerte er sich mit seinem ersten öffent-
lichen Auftritt nach dem Urlaub nun auch zur Perestroika der sowje-
tischen Militärmacht.2 Anläßlich einer großen Übung im Odessaer
Militärbezirk sagte er seinen uniformierten Landsleuten und insbe-
sondere der anwesenden Führungsspitze des Verteidigungsministe-
riums: „Die Situation der Überrüstung veranlaßte uns, entschlossen
den Weg der Entmilitarisierung einzuschlagen.“3
Das Drehbuch für Gorbatschows öffentlichen Arbeitsbeginn ließ den
Verteidigungsminister der UdSSR, Marschall Jasow, vor seinem
obersten Dienstherren sprechen. Er informierte darüber, daß am
13. August im Kollegium des Verteidigungsministeriums die Streit-
kräfteentwicklung bis 1995 und von 1995 bis 2000 erörtert wurde,
wobei START, WIEN I, Truppenrückzug und Militärreform eine Ein-
heit bilden würden.4 Jasows Rede ist insofern delikat, weil er sich
selber erst am 3. Juni endgültig und öffentlich zur Militärreform be-
kannte und ihre inhaltlichen Schwerpunkte erläuterte.5 Immerhin
hatte Jasow persönlich im November vorigen Jahres den Oberstleut-
nant Sawinkin – er löste mit einem Artikel in der Zeitung „Moskovs-
kie Novosti“ eine breite Militärreformdiskussion aus 6 – verwarnt
und ihm einen Maulkorb verpaßt. Noch schärfer als Jasow be-
kämpfte aber der Chef der Politischen Hauptverwaltung der Sowjet-
armee und Seekriegsflotte – so der offizielle Titel für den obersten
Parteifunktionär in Uniform –,  Armeegeneral Lissitschew, den
Gedanken einer grundlegenden Militärreform. Unmittelbar nach dem
28. Parteitag der KPdSU mußte Lissitschew ebenso gehen wie der
Kaderchef der Sowjetarmee und weitere führende Militärs. Im
Odessaer Militärbezirk hob Gorbatschow nun das persönliche Ver-
dienst Jasows bei diesen Kaderveränderungen her-
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vor, „obwohl es noch Mängel in der Kaderpolitik gibt“7, und begrüß-
te ausdrücklich die inhaltlichen Ausführungen seines Verteidigungs-
ministers.
Diese vielfach personifizierten Querelen und Positionsänderungen in
Sachen Militärreform sind Ausdruck des ungeheuer komplizierten
und vielschichtigen Umdenk- und Umbruchprozesses in der UdSSR.
Sie lassen sich nicht einfach in das vielfach benutzte Schema
„Stalinist – Zentrist – Reformer“ pressen. Das trifft auch auf die
derzeitige militärische Führungsspitze zu, die insbesondere von
Präsidentenberater Achromejew, Generalstabschef Moissejew und
natürlich Marschall Jasow öffentlich repräsentiert wird. Die Ambiva-
lenz der Standpunkte und Meinungen zu prinzipiellen und Detail-
fragen der Verteidigung tritt oftmals in ein und derselben Person
auf. Das kommt daher, daß die Militärreform ihre tiefste Ursache in
der Krise des nuklear-konventionellen Ost-West-Abschreckungs-
systems und der Krise des Realsozialismus Stalinscher Prägung hat.
Diese zweifache Begründung ist sowohl in der Geschichte der
jetzigen Militärreform als auch in ihren inhaltlichen Elementen zu
erkennen.
Mit dem April-Plenum der KPdSU 1985 beginnt jener Umbruch im
politischen Denken, der unauflöslich mit dem Namen Gorbatschows
verbunden ist und 1987 zu einer neuen sowjetischen Militärdoktrin
führt. Gorbatschow selber nannte das Grundprinzip des neuen
politischen Denkens „ganz einfach“: Weder ein Nuklearkrieg noch
ein konventioneller Krieg ist zwischen den Großmächten und ihren
Blöcken gewinnbar.8 Mit der Umsetzung der im Frühjahr 1987 ver-
öffentlichten neuen Militärdoktrin wurde Dmitri Jasow betraut. Der
frühere Kaderchef der Sowjetarmee sollte offenbar die personellen
Weichen stellen. Die Repräsentanten des absoluten Siegdenkens
Ogarkow und Kulikow verschwanden, während Achromejew vom
Generalstabschef zum Chefberater in Abrüstungsfragen avancierte.
Dennoch oder gerade deshalb waren die alten Stereotype vom
vernichtenden Gegenschlag und der erfolgreichen Abwehr einer
imperialistischen Aggression nicht totzukriegen. Dieser Widerspruch
zwischen dem Imperativ der Kriegsverminderung und einer sieg-
reichen Verteidigung war auch noch im militärdoktrinären Leitlinien-
dokument des Warschauer Vertrages enthalten.9
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Infolgedessen konnte die Umgestaltung der militärstrategisch offen-
siven Ausformung des politischen Verteidigungsgrundsatzes in ein
militärstrategisches Defensivkonzept nur schleppend vorankommen.
Das zeigte sich auf der internationalen Konferenz „Neues Denken
und Militärpolitik“ im November 1989 in Moskau10 sowie in nicht
mehr zu unterdrückenden Zeitungs- und Kongreßdebatten.
Nachdem selbst Achromejew in der Zeitschrift „Ogonjok“ die Öffent-
lichkeit mit veralteten Vorstellungen traktierte11, war auch in der
Armee die Reformforderung nicht mehr zu unterdrücken. In den
Augen vieler Offiziere zeigte sich das Verteidigungsministerium un-
fähig, die Reduzierung, Abrüstung und Umdislozierung der Armee
effektiv und sozial verträglich zu organisieren. Die antidemokrati-
sche (stalinistische) innere Verfaßtheit der Streitkräfte sowie der
Autoritätsverfall der KPdSU führten im Frühjahr 1990 zum Platzen
des gordischen Knotens und zur offiziellen Anerkennung der Not-
wendigkeit einer Militärreform.
Als Prinzipien dieser Reform nannte Marschall Jasow:
1. vernünftige Hinlänglichkeit der militärischen Stärke entsprechend
der neuen Verteidigungsdoktrin;
2. Übergang von quantitativen zu qualitativen Parametern der Lan-
desverteidigung;
3. allseitige Demokratisierung des militärischen Lebens.12
Sowohl Jasow als auch Moissejew wandten sich aber, ähnlich wie
Achromejew, gegen eine allzu drastische Reduzierung und begrün-
deten das mit einer Verschärfung der internationalen Lage.13
Genau dieses Argument widerlegte nun Gorbatschow am 17. August
und kündigte den offiziellen Reformbeginn für 1991 an.14
Als Schwerpunkte nannte er:
1. die Bestimmung der Streitkräftestärke unter Berücksichtigung der
Entwicklungen in den Armeen der Nachbarländer;
2. die Umstrukturierung von Armee und Flotte bei Verringerung der
Teilstreitkräfte;
3. die Minimierung der finanziellen und materiellen Aufwendungen;
4. den Übergang zu einer Freiwilligen-/Berufsarmee;
5. die Berücksichtigung der nationalen Vielfalt in der Streitkräfte-
struktur.15
Geschwiegen hat Gorbatschow zur Rolle der KPdSU in der Armee.
Diese Streitfrage ist offenkundig noch nicht entschieden.
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Kapitän zur See Dr. phil. S. Fischer
Truppenabzug – aber wie?
Zu den vielen weder rechtzeitig noch gründlich durchdachten Pro-
blemen der deutschen Vereinigung gehören die weitere Stationie-
rung und der Abzug der „Westgruppe der Sowjetischen Streitkräfte“
(WGSS).
Seit dem „Stationierungsabkommen“ vom 12.3.1957 und dem „In-
anspruchnahmeabkommen“ vom 25.7.1957 haben es alle bisherigen
DDR-Regierungen unterlassen, ihre Souveränitätsrechte weiter aus-
zubauen bzw. so wahrzunehmen, daß sie wenigstens konkrete
Kenntnisse über die Stationierungsmodalitäten erhielten. Wer sich
so unterordnet, braucht sich nicht zu wundern, wenn er in ent-
scheidenden Situationen – so Mitte Juli beim deutsch-sowjetischen
Kaukasusgipfel – einfach ignoriert wird. Da nützt es auch nichts
mehr, daß Lothar de Maizière, nachdem er aus den Medien über
den geplanten drei- bis vierjährigen Truppenabzug erfahren hatte,
die DDR-Ministerien für Auswärtige Angelegenheiten, für Abrüstung
und Verteidigung, für Finanzen und für Inneres in Bewegung setzte.
Während das MfAA in aller Eile einen neuen Stationierungsvertrag
entwarf, versuchte das MfAV, die WGSS hinsichtlich ihres ökologi-
schen und sonstigen Verhaltens zu sensibilisieren und zu disziplinie-
ren.
Was die sowjetische Seite betrifft, so sah sie nach dem Abschluß
eines Abkommens über die Sicherung von 1,25 Mrd. DM Stationie-
rungskosten für das zweite Halbjahr 1990 am 29.6. d. J. keinen
weiteren Verhandlungsbedarf mit der DDR-Regierung mehr und
meldete den neuen Finanzbedarf der WGSS für 1991 von 2,5 Mrd.
DM direkt beim Außenminister der Bundesrepublik an. Daß davon
1,5 Mrd. DM durch Verkauf bzw. Verpachtung sowjetischen Eigen-
tums in der Ex-DDR, d. h. also der Rest-Kriegsbeute, aufgebracht
werden sollen, ist völlig legitim. Geradezu kurios ist aber, daß es
deutscherseits keinen exakten Überblick über die Größe und die Art
dieses Eigentums gibt.
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Die Versäumnisse der Vergangenheit und die Ungereimtheiten der
Gegenwart stellen ein Problembündel dar, das tief in das politische
und wirtschaftliche Leben der Bürger Ostdeutschlands eingreift. Der
Abzug der sowjetischen Truppen aus Ungarn und der Tschecho-
slowakei hat bereits genügend Beweise für eine Zuspitzung der
zweiseitigen Beziehungen auf allen Ebenen erbracht. Hinsichtlich
der zukünftigen deutsch-sowjetischen Beziehungen hat Michail
Gorbatschow am 17.8. vor Militärangehörigen erklärt, er sei optimi-
stisch, weil unter Berücksichtigung des Faktors Vertrauen normale,
gutnachbarliche und vielschichtige Beziehungen zwischen beiden
Völkern entstehen können.
Entsprechend der Bedeutung, die die sowjetische Seite den neuen
deutsch-sowjetischen Beziehungen beimißt, ist zu erwarten, daß sie
dieses Vertrauen ihrerseits mit der gebotenen Offenheit und Kom-
petenz untersetzt. Das Problem deutscherseits besteht nun aller-
dings darin, diese Kompetenz schnell zu erwerben. Nach meiner
Auffassung geht es vorrangig um folgende Problemkreise:
1.  Ausgangsdaten
Bisher ist bekannt, daß die WGSS ungefähr über 2 300 km2 Liegen-
schaften verfügt, auf denen über 160 größere Kasernen,
50 000 Wohnungen, mehrere Krankenhauskomplexe, 30 Flug- und
Hubschrauberplätze sowie 40 Truppenübungsplätze verteilt sind. Bei
Wünsdorf existiert sogar eine komplette sowjetische Kleinstadt.
Die spezifische militärische Verteilung der zwei Panzerarmeen, drei
Allgemeinen Armeen und der Luftarmee ist nicht offengelegt. Hier
muß vor allem das Kernwaffenarsenal für 940 Raketen, 492 Ge-
schütze und 80 Jagdbomber (alle Zahlen ohne Gewähr) hinsichtlich
der weiteren Lagerung und des Abtransports als Sicherheitsrisiko
ersten Ranges behandelt werden. Wenn man darüber hinaus noch
bedenkt, daß die sowjetische Seite faktisch die Lufthoheit über der
DDR ausübt, und zwar in Kommandostrukturen, die außerhalb der
WGSS liegen, dann zeichnet sich ebenfalls ein Risikobereich ab, der
konkret verhandelt werden muß. Last not least geht es auch um




Bereits in der Planungsphase wäre eine Kooperation mit entspre-
chenden deutschen Behörden hinsichtlich der Bestimmung des
Transportumfangs, der Dienstleistungen, der territorialen Reihenfol-
ge und der Verifikation zweckmäßig. Gerade letzteres ist ein mög-
licher Konfliktpunkt, der durch einen internationalen Verifikations-
modus entspannt werden könnte. Überhaupt ergibt sich hier ein
ganzes Fragenbündel hinsichtlich der weiteren Kontakte zwischen
der sich sukzessive verringernden WGSS und den deutschen sowie
den anderen NATO-Streitkräften. Auch der Seetransport über die
Ostsee erfordert multinationale Abstimmungen neuer Art, bietet
dafür aber auch bestimmte Vorteile, die konkret festgeschrieben
werden müssen.
3.  Standortauflösung
Hier sollte die deutsch-sowjetische Zusammenarbeit von Anfang an
detailliert eingehandelt und ausgefüllt werden. Es geht um die Fest-
legung der Kriterien für die Übergabe von Objekten, Anlagen und
Liegenschaften, um die Klärung der Eigentumsrechte und der
Finanzlage, um Gutachten hinsichtlich der ökologischen Belastung
und der militärischen Entsorgung – einschließlich des Weltkriegs-
erbes –, um Abrüstungs-, Verschrottungs- und Recyclingmaßnah-
men, aber auch um Arbeitskräftebedarf bzw. -freisetzung sowie um
Veränderungen im Handels- und Dienstleistungsbereich der Kom-
munen.
Das bevorstehende Ende einer nicht sehr kompetenten DDR-Regie-
rung, die erst im Aufbau befindlichen Länder sowie die völlig
überforderten Kommunen einerseits und die bisherigen vorwiegend
negativen Erfahrungen bei der Auflösung der NVA sowie der Abrü-
stung und Konversion andererseits veranlassen mich, auf einen
früheren Vorschlag zur Bildung eines Amtes für Rüstungskontrolle,
Abrüstung und Konversion zurückzukommen. Ein solches mit ent-
sprechender Kompetenz und Finanzkraft ausgestattetes Regierungs-
amt wäre nicht nur für den Abzug der WGSS aus Ostdeutschland,
sondern auch für die Reduzierungen von Truppen der NATO-
Staaten in Westdeutschland und Berlin zuständig und könnte und
müßte vor allem den Kommunen personell und finanziell unter die
Arme greifen.
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Ein solches bundesdeutsches Amt böte auch die Gewähr, daß die
Belastungen des sowjetischen Truppenabzuges nicht auch noch




Internationale Konflikte und Krisen, bewaffnete Konflikte sowie
deren Verhütung, Beherrschung, Bewältigung und Beilegung
aus der Sicht der Streitkräfte (Thesen)
1.  Die europäische und Weltpolitik befinden sich gegenwärtig im
Umbruch. Aus der Analyse von Sicherheitsrisiken, möglichen inter-
nationalen Konflikten und Krisen bzw. bewaffneten Konflikten sollen
Schlußfolgerungen hinsichtlich der militärpolitischen Aspekte von
Sicherheitsvorkehrungen, zum Anteil der militärischen Komponente
und zu künftigen Funktionen, Auftrag und Aufgaben deutscher
Streitkräfte unter neuen politischen Rahmenbedingungen abgeleitet
werden.
2.  Die Verwendung des allgemeinen Konfliktbegriffs als Synonym
für „Widerspruch“ wurde schon Anfang des 20. Jahrhunderts aus
philosophischer Sicht kritisiert. Einer Gleichsetzung mit „Konfron-
tation“ muß ebenfalls widersprochen werde.
Ein   K o n f l i k t   stellt eine Methode des Zusammenwirkens
komplizierter Systeme von Widersprüchen (Gegensätzen) in der
Gesellschaft dar, die sich mit einem schwer vorherbestimmbaren
Verhalten vollziehen. Er ist vielgestaltig, vereinigt sozusagen Züge
des Antagonismus und der Symbiose von unterschiedlichen Inter-
essen, Bedürfnissen, Einstellungen, Erfahrungen, Wertorientierun-
gen, Zielvorstellungen und Verhaltensweisen der Menschen in der
Gesellschaft.
3.  Konflikte sind relativ stabil, verlaufen aufeinanderfolgend und
gleichzeitig, sind offen und verdeckt miteinander verbunden. Sie
sind nicht die einzige Methode zum Vollzug von Widersprüchen und
Interessengegensätzen. Methoden des Interessenausgleichs
o h n e   Konflikte sind: Duldung (Toleranz), Anpassungsfähigkeit
(Opportunität), Versöhnung, Harmonisierung (Konsensfindung),
Wettbewerb (Konkurrenz), politische „Symbiose“.
Davon werden die konfliktträchtigen Methoden unterschieden, die
insgesamt im allgemeinen Konfliktbegriff zusammengefaßt werden.
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Konflikte werden in zweierlei Sinn bezeichnet:
erstens – zur Kennzeichnung der Konflikthaftigkeit von gesellschaft-
lichen Beziehungen, im gesamten Intensitätsspektrum als „abstrakte
Konflikte“, d. h. als Konflikte im   w e i t e r e n   Sinne;
zweitens – im konkreten Falle in Abgrenzung z. B. zu Krisen und be-
waffneten Konflikten als „reale Konflikte“, d. h. als Konflikte im
e n g e r e n   Sinne.
4.  Die „realen Konflikte“ sind komplexe, historisch konkrete, wech-
selseitig voneinander abhängige und miteinander zusammenwirken-
de, d. h. interdependente, und kaum eindeutig klassifizierbare
Erscheinungen. Sie müssen nicht mit Notwendigkeit und Unaus-
weichlichkeit in bestimmten zu durchlaufenden Entwicklungsphasen
der Konfrontation von Interessengegensätzen zur Krise oder zum
bewaffneten Konflikt eskalieren. Reale Konflikte können verhütet
und beigelegt werden.
5.  Die Sicherheitspolitik hat auf reale Konflikte zu reagieren und
muß dazu Ursachen und Sicherheitsrisiken untersuchen. Mit dem
Aufbrechen von konfrontativen Strukturen in Europa und einem
zögernd beginnenden Abrüstungsprozeß setzt Nachdenken über
neue alternative Sicherheitsstrukturen ein, das andere, bisher ver-
deckte oder verdrängte, nicht erkennbare oder nicht erkannte neue
Risiken häufig geringschätzt oder zuweilen überbewertet. Zu den
G e f ä h r d u n g e n ,  die durch das Handeln der Menschen selbst
verursacht werden, gehören:
– soziales Konfliktpotential im beträchtlichen Ausmaß aus ungleich-
mäßiger demographischer Entwicklung, verbunden mit gravieren-
den Unterschieden im Lebensstandard, mit Massenarmut und
Hunger;
– wirtschaftliche Instabilität durch disproportionale Entwicklung
und ökologischen Raubbau, verbunden mit finanzieller Massen-
verschuldung sowie Verknappung der Ressourcen;
– aus sozialen, wirtschaftlichen, demographischen, ideologischen
u. a. Elementen entstehendes ethno-nationalistisches und
religiös-fundamentalistisches Konfliktpotential;
– Gefährdungen aus Fehlhandlungen der Menschen im Alltagsleben
und in der Produktion (Konstruktions-, Bedienungsfehler, Nach-
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lässigkeiten);
– Gefahren aus den sachlichen Produktionsbedingungen sowie neu-
en Technologien;
– Gefahren, die aus den daraus entstehenden Umweltschäden er-
wachsen;
– Risiken aus dem Vorhandensein eines außerordentlich großen
militärischen Potentials in der Welt und der Gefahr von Gewalt-
handlungen.
6.  Aus dem in der Welt vorhandenen Risikopotential können folgen-
de mögliche   W i r k u n g e n   entstehen, die Einfluß auf die
Sicherheitspolitik haben.
(1)  Internationale politische Konflikte, wobei außereuropäische
Konflikte eine bestimmte Initialrolle für den europäischen Raum
spielen können.
(2)  Ein zunehmender relativer innerer Machtverlust der bisherigen
Weltmächte, sowie eine inhaltlich veränderte Bipolarität USA-
UdSSR.
(3)  Eine bestimmte militärpsychologische Labilität der Situation in
der Welt und in Europa.
(4)  Die regionale Verlegung von Konflikten aus der Mitte Europas
an die Peripherie.
(5)  Die Tendenz zu ethno-nationalistischen politischen Explosionen.
(6)  Gänzlich neuartige Widersprüche in Mitteleuropa aus dem deut-
schen Vereinigungsprozeß.
(7)  Interessengegensätze in der wirtschafts- und handelspolitischen
Sphäre, insbesondere in der Nord-Süd-Relation.
(8)  Die Entstehung von komplexem Risikopotential in den Ländern
der Dritten Welt mit Zügen der Militarisierung.
(9)  Das Hervortreten politisch extremer Kräfte, die Möglichkeit von
Terrorismus und organisierter Kriminalität in Verbindung mit der
Ausbreitung und Weitergabe (Proliferation) von Massenvernich-
tungswaffen und Raketentechnik.
(10)  Zunehmende Sicherheitsrisiken aus den europäischen Umwelt-
belastungen, die zu einer globalen Umweltbedrohung werden kön-
nen.
(11)  Die wachsende Verbreitung von zivilen Risikotechnologien und
Rüstungstechnologien.
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(12)  Wirkungen aus dem Vorhandensein und Gebrauch des Streit-
kräftepotentials in Europa und in der Welt.
Mit den Wirkungen dieser Risikofaktoren ist das traditionelle Sicher-
heitsdenken in Europa generell infrage gestellt. Weder die alten
noch die neuen Gefährdungen lassen sich letztlich mit bewaffneten
Gewaltmitteln zivilisationsverträglich auflösen.
7.  Internationale Konflikte sind demzufolge eine spezifische Art von
Konflikten. Sie stellen ein kompliziertes soziales System dar, dessen
Elemente Staaten, internationale Vereinigungen und Organisationen
sind.
Sie sind sowohl ein bestimmter Zustand internationaler Beziehungen
als auch eine ihrer Verlaufsformen (Vollzugsmethoden, Phasen) im
internationalen politischen Prozeß. In internationalen Konflikten voll-
ziehen sich die überwiegend gewaltfreie Lösung von Widersprüchen
(Gegensätzen) der politischen u. a. Interessen zwischen Staaten
sowie der Zusammenstoß und Ausgleich der Interessen und Ziele
der Staaten bzw. unterschiedlicher politischer Kräfte. Charakteri-
stisch ist, daß sich die widersprüchlichen Interessen in scharfer
Form äußern und durch die Beteiligten (Betroffenen) aus eigener
Kraft oder eigenem Antrieb nicht mehr gelöst werden können oder
sollen. Internationale Konflikte besitzen globale, regionale, subre-
gionale und lokale Bedeutung sowie in der Regel einen historischen
Inhalt und konkreten Situationscharakter. Sie sind einer genauen
Kategorisierung entzogen. Die Auswahl der Mittel zur Austragung
von internationalen Konflikten wird durch die politischen Ziele der
Beteiligten (Betroffenen) sowie von staatlichen und zwischenstaat-
lichen (internationalen) Begrenzungen beeinflußt.
8.  Internationale Konflikte und Krisen sowie bewaffnete Konflikte
sind deutlich voneinander abzugrenzen, um Erfordernissen der poli-
tischen Praxis zu entsprechen. Gegensätzliche Interessen und Be-
dürfnisse rufen Spannungssituationen hervor, die sich auf einer
bestimmten Stufe zu äußeren Konflikten, d. h. internationalen Kon-
flikten im weiteren Sinne, entwickeln können. Allge-
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mein anerkannt in der Politikwissenschaft ist die Unterscheidung
und Beschreibung als internationaler Konflikt (im engeren Sinne),
als internationale Krise bei zugrundeliegender Gefahr oder der
Androhung der bewaffneten Austragung der Widersprüche sowie als
bewaffneter Konflikt bei der Anwendung der schärfsten Form der
Konfrontation im bewaffneten Kampf.
9.  Die internationale   K r i s e   stellt eine scharfe, konfrontative
Form der Austragung von politischen Widersprüchen und Inter-
essengegensätzen zwischen Staaten (Staatengruppen) dar, in der
gewaltfreie und im zunehmenden Maße gewaltsame Mittel und
Methoden angewendet werden, ohne daß zum äußersten Mittel,
dem bewaffneten Kampf, gegriffen wird. Das Entstehen einer Krise
zeigt an, daß sich der internationale Konflikt bis zu einem Kulmi-
nationspunkt entwickelt hat, von dem aus das Hinüberwachsen in
eine gewaltsame bewaffnete Auseinandersetzung zwischen Staaten
(Staatengruppen) droht oder angedroht wird.
Die Krise ist ein sehr ernsthaft anzusehender, schwer lenkbarer,
weil einer eigenen Logik folgender, zur Eskalation neigender Zu-
stand internationaler Beziehungen. Zu ihrem Charakter gehört ein
gewisses unkontrollierbares Element, das nicht berechenbar ist, weil
unübersehbar viele Faktoren und die Multipolarität der politischen
Interessen der Beteiligten (Betroffenen) schwer einzuschätzen sind.
Die internationale Krise muß nicht unausweichliche, unbedingt not-
wendige oder abschließende Entwicklungsphase im Vollzug der
intensiven Konfrontation von internationalen Interessengegensätzen
sein.
10.  Der   b e w a f f n e t e   Konflikt trägt die Merkmale der ge-
fährlichsten Zuspitzung internationaler Beziehungen zwischen
Staaten (Staatengruppen), weil politische Interessengegensätze mit
Mitteln der bewaffneten Gewalt, insbesondere durch den Gebrauch
der Streitkräfte mit Einsatz von Bekämpfungsmitteln ausgetragen
werden. Durch den bewaffneten Kampf ist eine ganz spezifische
Phase der internationalen Beziehungen eingeleitet, und es besteht
die ernste Gefahr unkontrollierter Eskalation bis zum höchsten
Intensitätsgrad, d. h. dem Zusammenstoß der Kernwaffenmächte.
54
Lokaler bewaffneter Kampf ist nicht weniger expansiv, weil er die
psychische Schwelle zu Krieg, Wettrüsten und Anwendung bewaff-
neter Gewalt senkt. Die Ausweitung von internationalen Konflikten
zu bewaffneten Konflikten ist nicht unausweichlich und notwendiges
Resultat der Entwicklung von Interessengegensätzen.
Im Unterschied zu bewaffneten   Z w i s c h e n f ä l l e n   oder zu-
fälligen bewaffneten   Z u s a m m e n s t ö ß e n   ist der bewaffne-
te Konflikt das bewußt gewollte Resultat von politischen Entschei-
dungen der Staatsführung(en) bzw. von Machteliten. Das gültige
Völkerrecht hat bisher den Überfall, den Luftangriff und die
A g g r e s s i o n   eindeutig einem bewaffneten Konflikt zugeord-
net.
Die   I n v a s i o n   besitzt Merkmale der Zweideutigkeit im Völker-
rechtsverständnis; sie kann sowohl Bestandteil eines bewaffneten
Konfliktes als auch einer internationalen Krise sein.
Die   B l o c k a d e   wird zwar als aggressive Handlung völker-
rechtlich verurteilt, darf aber beim Fehlen der Merkmale einer
bewaffneten Auseinandersetzung nicht unbedingt als bewaffneter
Konflikt bezeichnet werden.
11.  Die Konfliktverhütung ist möglich, weil im Zusammenleben der
Völker und in der internationalen Praxis der Staaten im historischen
Zeitraum eine Vielzahl von Mitteln und Methoden zur politischen
Anpassung, Harmonisierung, Konkurrenz (zum Wettbewerb) und zur
politischen „Symbiose“ entwickelt wurden. Die Mittel der Konflikt-
verhütung werden in der Regel durch die friedliche Streitbeilegung
über das Instrumentarium des diplomatischen Verkehrs der Staaten
beschrieben.
Das Dilemma der gegenwärtigen Sicherheitspolitik besteht darin,
daß ihre Hauptanstrengungen sich (noch) zumeist auf die Be-
herrschung bzw. Bewältigung von Konflikten richten und die Kon-
fliktverhütung, als Ansatzpunkt zu eigentlicher Friedensgestaltung,
Randproblem bleibt.
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12.  Das prinzipielle nordamerikanische Eskalationsverständnis aus
der Eskalationstheorie (von Herman Kahn) findet sich in allen USA-
Strategien seit den 60er Jahren und widerspiegelt sich in gegen-
wärtigen NATO-Ansichten. Der Eskalationsbegriff, in seiner Verwen-
dung für internationale Konflikte und Krisen sowie bewaffnete
Konflikte, bezeichnet den Übergang zu einem höheren Intensitäts-
grad bzw. zu graduierter Gewaltanwendung verbunden mit einem
„Nervenkrieg“.
Die Eskalation wird bereits durch das Bestreben   e i n e r   Seite
veranlaßt. Entschärfung oder Verminderung des Drucks, d. h. die
Deeskalation, bedarf des Willens   b e i d e r   Seiten. Der unbe-
dingte Zwang zur Steigerung der Konfrontation muß abgelehnt
werden.
Der Begriff   „ B e h e r r s c h u n g “   von Konflikten und Krisen
beinhaltet alle Maßnahmen, die in konfrontativen internationalen
Situationen darauf abzielen, die Eskalation zum Krieg ohne Verzicht
auf wesentliche nationale Interessen zu verhindern.
13.  Nicht ganz eindeutig ist zu klären, ob „Krisen b e w ä l t i -
g u n g “ die Entsprechung zum englischen „crisis management“
oder „arms control“ sein kann. Krisenbewältigung ist die Bezeich-
nung für die nationale Politik eines in eine internationale Krise
verwickelten Staates und steht sowohl für die Durchführung der
Politik als auch für den Stil der Politik, nämlich die Krise zu beenden,
d. h. zu bewältigen. Sie beinhaltet Maßnahmen und Aktionen
(organisatorische, administrative, technische, militärische, juristi-
sche, publizistische, diplomatische u. a.), die eine Intensivierung
und Differenzierung der nichtbewaffneten Formen, Mittel und
Methoden sowie die scharfe politische Kontrolle des Umfangs der
Krise mit militärischen Mitteln gewährleisten sollen.
Im Gegensatz zu den Vereinten Nationen und zur Warschauer
Vertragsorganisation (WVO) verfügt die NATO im Außenverhältnis
des Bündnisses oder eines Mitgliedsstaates zu anderen Staaten über
ein wirksames und erprobtes Instrumentarium (Institutionen, Orga-
ne, Prozeduren). Allgemeine   R e g e l n   sind:
zentrale politische Kontrolle, klare Definition des Konflikt-
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stoffes (Streitgegenstandes), Einengung des gegnerischen Hand-
lungsraumes und flexible Handhabung der Eskalationsleiter.
Das hauptsächliche Risiko der Krisenbewältigung muß darin ge-
sehen werden, daß eine vorbedachte Modellierung einer Krise ihre
Grenzen hat und der wahrscheinliche Ablauf einer künftigen Krise
kaum abzusehen ist. Die politisch verantwortlichen Kreise der Seiten
handeln wahrscheinlich nicht homogen, weil unterschiedliche Inter-
essen auch innerhalb von Machteliten wechselseitigen Einfluß aus-
üben. Das Verhalten oppositioneller politischer Kräfte ist im Vorgriff
schwer abzuschätzen. Ein Risiko der Krisenbewältigung ist die
potentielle Möglichkeit, durch die politische(n) Führung(en) das vor-
handene Instrumentarium zu dem politischen Zweck der Druckaus-
übung zur Durchsetzung eigener Machtinteressen bis hin zur Krisen-
eskalation nutzen zu können. Durch eine wirksame Krisenverhütung
muß Krisenbewältigung unnötig gemacht werden.
14.  Bei Nichtgelingen der Krisenverhütung sollte bereits auf einer
frühen Intensitätsstufe von internationalen Konflikten in Überein-
stimmung mit dem Völkerrecht die   B e i l e g u n g   von Konflikten
energisch verwirklicht werden. Die Verwendung des Begriffs
„Konfliktbeilegung“ unterstreicht die beabsichtigte Abkehr von aus-
schließlich gewaltsamen (militärischen) Mitteln der Regulierung von
internationalen Streitigkeiten sowie von Optionen zur Beherrschung,
d. h. Durchführung, von Konflikten und Krisen auch im Sprachge-
brauch.
Die Möglichkeit zur Konfliktbeilegung ergibt sich aus den Wesens-
merkmalen des internationalen Konfliktes, als Zusammenspiel so-
wohl konfliktträchtiger als auch kooperativer Momente, insbeson-
dere der wenigen, den Konflikt jedoch insgesamt übereinstimmend
dominierenden, gemeinsamen Interessen zur Schadensminderung
und Konfliktentschärfung.
Im internationalen politischen Verkehr der Staaten haben sich,
basierend auf dem Völkerrecht, folgende Methoden der Konfliktbei-
legung bewährt: Verhandlungen, Vereinbarungen in unterschied-
lichen Formen, Versöhnungsprozeduren, Empfehlungen, internatio-
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nale Schiedssprüche, gerichtliche Untersuchungen bzw. Verhandlun-
gen, zeitweilige Maßnahmen ohne Anwendung von Waffengewalt
und Maßnahmen mit Gebrauch von Streitkräften zur Demonstration
u. a. Operationen.
15.  Die grundlegenden Überlebensinteressen der Menschen verlan-
gen aus militärpolitischer Sicht stets zu berücksichtigen: den Zwang
zur Zurückhaltung der Weltmächte beim Gebrauch militärischer Ge-
walt, die Notwendigkeit der Abrüstung, die Gestaltung ökologisch
und sozial verträglicher ökonomisch-technischer Konkurrenz, die
Abkehr von Theorien und Strategien der Herbeiführung des Zusam-
menbruchs der jeweils anderen Seite(n) und Hervorhebung der
wechselseitigen Abhängigkeit aller Partner innerhalb einer ganzheit-
lichen Welt.
Zur Verringerung von Risiken in Europa gilt es, ihren möglichen
Wirkungen durch Schaffen von solchen Sicherheitsstrukturen und
-systemen zu begegnen, die einem möglichst realistischen Gefah-
renspektrum effektiv entsprechen. Hierbei muß der Ausschluß von
Gewalt, insbesondere militärischer Gewalt, ein elementarer Grund-
satz bei der Installierung von Sicherheitsstrukturen werden. Gleich-
zeitig bleibt zu überlegen, ob dem Sicherheitsbedürfnis der Men-
schen bei allen o. g. Gefahren ausschließlich mit nichtmilitärischen
Mitteln entsprochen werden kann. Der Beitrag der Staaten zu vor-
ausschauenden Sicherheitsvorkehrungen ist nicht allein von eigener
Vorstellung oder Beurteilung abhängig, sondern auch davon, wie
diese Maßnahmen und ihre Wirkung im Ausland eingeschätzt wer-
den. Ein Europäisches System Kooperativer Sicherheit (ESKS) sollte
darüber hinaus nach außen gesichert sein, solange dem „gemein-
samen Haus Erde“ funktionsfähige kooperative Sicherheitsstruktu-
ren fehlen.
16.  In sich wandelnden europäischen Sicherheitsstrukturen werden
Streitkräfte in (Mittel-)Europa mit absehbarer Bestimmtheit einen
veränderten Auftrag und umfangreiche Aufgaben zu erfüllen haben.
Die gewonnene Erkenntnis, daß sich aus dem veränderten Auftrag
und der Vielzahl von unterschiedlichen Aufgaben ein grundlegender
Wandel  im    S  p  e  k  t  r  u  m    des  Gebrauchs  der  Streitkräfte
vollzieht, ist zu einer konkreten Erweiterung die-
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ses Spektrums zu führen.
Zu den Arten des Gebrauchs der Streitkräfte sind folgende zu rech-
nen:
a)  die Präsenz von Streitkräften in unterschiedlichen Abstufungen
bzw. Bereitschaftsgraden, darunter: die Dislozierung/Basierung, die
Unterbringung beim Einsatz; die Führungs- und Einsatzbereitschaft;
die Logistik in den Streitkräften; die Sicherung von militärischen
Objekten, Anlagen und Einrichtungen;
b)   das  Handeln  der  Streitkräfte    o  h  n  e    Einsatz  der  Bekämp-
fungsmittel, darunter: die Verlegung, Demonstration, Überwachung,
Kontrolle, Warnung; der Schutz des Luftraumes und der Territorial-
gewässer; die Sicherung; der Objektschutz; die Sperrung, Blockade;
der Raumschutz; das Zurückweichen; die funkelektronische Nieder-
haltung; die Suche und alle Arten der Sicherstellung der Hand-
lungen von Truppen (Kräften) und Führungsorganen;
c)  das Handeln der Streitkräfte   m i t   Einsatz der Bekämpfungs-
mittel, darunter: die Raketenabwehr, Luftabwehr/-verteidigung,
Lande-/Landungsabwehr; der Jagdkampf; die Isolierung, Einkrei-
sung, das Abdrängen; die Abwehr lokaler Angriffe; der Rückzug; die
Verteidigung, Begegnungshandlungen; der Gegenangriff; die Verfol-
gung; der Angriff.
Der   r a t i o n a l e   Gebrauch von Streitkräften ist durch eine
„Schwelle der zivilen Verträglichkeit“ von irrationalem Einsatz abzu-
grenzen. Dieser Begriff ist die Bezeichnung für die Intensitätsstufe
von (Kampf-, Gefechts-)Handlungen der Streitkräfte, bei der die
destruktiven und letalen Folgen des Einsatzes der Bekämpfungs-
mittel die Existenz des Staates, des Volkes, der Bevölkerung in
einem bestimmten Gebiet oder Raum noch aufrechterhalten lassen.
Diese Stufe sollte an Kriterien garantierter Überlebensfähigkeit für
die Bevölkerung und nicht nur für Streitkräfteformationen oder
Führungsorgane gemessen werden.
Deshalb ist zu schlußfolgern, daß nicht nur die Durchführung
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raumdeckend massierter Operationen auf mitteleuropäischem Terri-
torium ein irrationaler Extremfall wäre, sondern auch deren Vorbe-
reitung solche Züge annimmt.
17.  Deutschland ist in Europa das Land mit den meisten Nachbarn.
Beim Nachdenken über Gefährdungen (Risiken) und Bedrohungen
in Europas Mitte sollte beachtet werden, daß sich Gefahren der
Zukunft gegenwärtig nicht quantifizieren lassen. Die Ausarbeitung
einer sicherheitspolitischen   S t r a t e g i e ,  in der die staatlich
sanktionierten Aufträge an die einzelnen Bereiche der Gesellschaft
im Interesse von Sicherheitsvorkehrungen fixiert sind, verlangt eine
qualitative Beurteilung des Charakters möglicher Konfliktfelder auch
aus militärpolitischer Sicht.
Unter der Voraussetzung eines einheitlichen Deutschlands, das in
ein Bündnis oder Europäisches System Kooperativer Sicherheit
(ESKS) eingebunden ist, können aus militärpolitischer Sicht für
deutsche Sicherheitspolitik folgende mögliche   F e l d e r   von Kon-
flikten (Krisen, bewaffneten Konflikten), unterteilt nach den Beteilig-
ten (Betroffenen), in drei Gruppen eingeordnet werden:
a)  Konflikte im Innern
- von Deutschland,
- des Bündnisses bzw. ESKS, d. h. zwischen seinen Mitgliedsstaaten
  und Deutschland;
b)  Konflikte zwischen nicht bündniszugehörigen Staaten und
- Deutschland,
- einzelnen anderen Mitgliedsstaaten des Bündnisses bzw. ESKS,
- dem Bündnis bzw. ESKS insgesamt;
c)  Konflikte zwischen dem Bündnis bzw. ESKS und einer Welt-
     macht.
Diese möglichen globalen und europäischen Konfliktfelder können
folgende    W  i  r  k  u  n  g  e  n    auf  die  militärpolitischen  Seiten
deutscher Sicherheitspolitik auslösen:
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a)  inneren Friedensbruch
- in Deutschland,
- im Bündnis bzw. ESKS
. an den Außengrenzen Deutschlands zu anderen Mitgliedsstaaten,
. an den Außengrenzen zwischen anderen Mitgliedsstaaten;
b)  Friedensbruch an den Außengrenzen des Bündnisses bzw. ESKS
- zwischen Deutschland und anderen Nachbarstaaten, die nicht Mit-
  glied des Bündnisses bzw. ESKS sind;
- zwischen dem Bündnis bzw. ESKS insgesamt und anderen Staaten
  (Nichtmitgliedern);
- zwischen dem Bündnis bzw. ESKS insgesamt und einer Weltmacht.
20.  Die Betrachtung der politischen Realität in Europa bzw. Mittel-
europa verlangt, sogenannte   „ A n l a ß f ä l l e “   für sicherheits-
politische Vorkehrungen zu bestimmen. Dazu werden aus dem
Gesamtumfang der europäischen Anlaßfälle durch eine auf politi-
sche Erfahrung gestützte Einschätzung der Entstehungswahrschein-
lichkeit alle die Fälle ausgeklammert, für die deutsche Sicherheits-
politik bzw. die Streitkräfte nicht wichtig (relevant) sind.
Deutsche   S i c h e r h e i t s v o r k e h r u n g e n   sollten dem-
nach für folgende Anlaßfälle getroffen werden:
a)  Im Rahmen der Sicherung der Hoheitsrechte muß die Fähigkeit
und Bereitschaft vorhanden sein:
-  zur Reaktion auf die Vorbereitung und Durchführung von bewaff-
   neten Konflikten durch vorsätzliches Handeln der politischen Füh-
   rungen in den Nachbarstaaten Deutschlands;
-  zur Beilegung von Zwischenfällen mit zufälligen bewaffneten Zu-
   sammenstößen sowohl im Innern als auch an den Außengrenzen
   Deutschlands;
-  zur Teilnahme an der Regulierung von Migrations-, Überläufer-
   und Flüchtlingswellen;
-  zur Bekämpfung von Terrorismus und organisierter Kriminalität,
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die von außen her auf das Staatsterritorium bzw. mit modernsten
Kommunikations- und/oder Bekämpfungsmitteln einwirken.
b)  Im Rahmen internationaler friedenserhaltender Missionen muß
die Fähigkeit und Bereitschaft vorhanden sein:
– zur Mitwirkung an supranationalen, völkerrechtlich motivierten
militärischen Missionen;
– zur Beilegung von Zwischenfällen und zufälligen Zusammenstö-
ßen.
c)  Im Rahmen der inneren Sicherheitsvorkehrungen der Staaten
muß die Fähigkeit und Bereitschaft vorhanden sein:
– zur Teilnahme an der Unterbindung der Ausbreitung bzw. Weiter-
gabe (Proliferation) von gefährlichen Bekämpfungsmitteln;
– zur Verhinderung von Gewaltaktionen, die aus wiederbelebten
nationalistisch-revanchistischen Bestrebungen an den Grenzen
Deutschlands entstehen könnten;
– zur Erfüllung des Verfassungsauftrages zum Schutz der freiheit-
lichen und demokratischen Staatsordnung gegen gewaltsame
Veränderung.
d)  Im Rahmen von Aktionen zur Rettung und Hilfeleistung muß die
Fähigkeit und Bereitschaft in außergewöhnlichen Situationen vor-
handen sein:
– zur Verhütung oder Regulierung von Umwelthavarien bzw. -kata-
strophen;
– zur Erweisung von Rettung und Hilfe bei technischen Havarien
und Katastrophen sowie bei Naturkatastrophen;
– zur Teilnahme am internationalen Such- und Rettungsdienst;
– zur Erweisung von (Hilfe-)Leistungen für die Allgemeinheit
(Dienstleistungen für den Staat und die Wirtschaft, Sicherstellung
von Großveranstaltungen, Hilfe für Flüchtlinge und Überläufer
u. a.).
  21.  Die Pflicht der Sicherheitsstrategie eines Staates ist es, eine
Einschätzung aller auf die Sicherheitslage des Staates wirkenden
Faktoren vorzunehmen. Sie hat u. a. die strategischen
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Anlaßfälle zu bestimmen, für die gesamtstaatliche Sicherheitsvor-
kehrungen in Verbindung mit dem Gebrauch von Streitkräften, d. h.
militärpolitische Sicherheitskonzepte, notwendig werden könnten.
Aus der Sicht deutscher Sicherheitspolitik werden nach dem Inten-
sitätsgrad folgende   s t r a t e g i s c h e   Anlaßfälle unterschieden:
– der geringe Intensitätsfall,
– der Konfliktfall,
– der Krisenfall,
– der bewaffnete Konfliktfall,
– der Havarie-/Katastrophenfall.
„Geringe Intensitätsfälle“ können sich aus Spannungen vor allem in
Nachbarländern Deutschlands, aus Zwischenfällen und zufälligen
Zusammenstößen, aus Terrorismus und organisierter Kriminalität
sowie bei Migration, Überläufer- und Flüchtlingswellen ergeben.
„Konfliktfälle“ können aus dem Übergreifen zwischenstaatlicher Kon-
flikte aus den Nachbarstaaten Deutschlands sowie bei Migrations-.
Überläufer- und Flüchtlingswellen entstehen.
„Krisenfälle“ können aus der Vorbereitung von bewaffneten Konflik-
ten durch die politischen Führungen anderer nichtbündniszugehöri-
ger Nachbarstaaten Deutschlands sowie aus Überläufer- und Flücht-
lingswellen, die von Androhung bewaffneter Gewalt begleitet
werden, hervorgehen.
Mit „bewaffneten Konfliktfällen“ ist nur im Zusammenhang mit
deren Vorbereitung und Durchführung durch politische Führungen
anderer nichtbündniszugehöriger Nachbarstaaten Deutschlands zu
rechnen.
Bei „Havarie- und Katastrophenfällen“ kann auf Anforderung der
Einsatz von Streitkräfteformationen, entsprechend ihrer Eignung,
vorgesehen werden.
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Aus allen strategischen Anlaßfällen ist der Gebrauch von Streitkräf-
ten in supranationalen friedenserhaltenden Missionen möglich.
22.  Nach dem Kriterium des räumlichen Ausmaßes wäre konkrete
Bedrohung bezogen auf deutsches Territorium in entsprechenden
strategischen Anlaßfällen mit folgendem strategischem   B e d r o –
h u n g s u m f a n g   verbunden.
a)  Eine Gesamtbedrohung für Deutschland könnte sich ergeben:
– aus der Androhung oder dem Einsatz von Massenvernichtungs-
waffen oder Mitteln mit ähnlichen Wirkungen im Verlaufe von
*  Zwischenfällen oder zufälligen Zusammenstößen bzw.
*  Aktionen durch Terrorismus oder organisierte Kriminalität;
– aus Versuchen zum Staatsstreich oder zur gewaltsamen Ände-
rung der Staatsordnung;
– aus Umwelthavarien und -katastrophen sowie
– in Folge von Naturkatastrophen und technischen Havarien und
Katastrophen, die von massenvernichtungsähnlichen Wirkungen
begleitet werden.
(Wird der UdSSR die Fähigkeit und Bereitschaft zum konventionellen
Überfall abgesprochen, verschiebt sich das Bild von der Gesamtbe-
drohung Deutschlands fundamental.)
b)  Eine regionale Bedrohung im Innern Deutschlands könnte er-
wachsen:
– aus der Vorbereitung und Durchführung von bewaffneten Kon-
flikten durch politische Führungen in nichtbündniszugehörigen
Nachbarstaaten;
– aus dem Übergreifen innerstaatlicher Konflikte von Nachbar-
staaten;
– aus Migrations-, Überläufer- und Flüchtlingswellen;
– aus Terrorismus und organisierter Kriminalität unter Einsatz von
Massenvernichtungswaffen oder Mitteln mit ähnlichen Wir-
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– kungen;
– aus nationalistisch-revanchistischen Bestrebungen, die Gewalt-
mittel androhen oder anwenden;
– aus Umwelthavarien bzw. -katastrophen;
– in Folge von Naturkatastrophen und technischer Havarien bzw.
-katastrophen, in denen massenvernichtungsähnliche Wirkungen
auftreten.
c)  Lokale Bedrohungen treten in allen Anlaßfällen in Erscheinung.
23.  Bei der Ausarbeitung von operativen militärischen Konzepten
zum Gebrauch deutscher Streitkräfte könnte demnach von folgen-
den strategischen   B e d r o h u n g s f o r m e n   ausgegangen
werden:
– Einzel-, Gruppen- oder Massenaktionen;
– Übergreifen von Unruhen;
– Übergriffe bewaffneter Formationen;
– Abdrängen von Truppen (Kräften) auf das Staatsterritorium;
– direkter Angriff;
– Umsturzversuch;
– Besetzung von Teilen des Territoriums;
– Besetzung des gesamten Territoriums.
24.  Die grundlegenden Überlebensinteressen der Menschen (s.
These 15) und das europäische Interesse an kooperativen Sicher-
heitsstrukturen sollten die Rahmenbedingungen für die Bestimmung
von nationalen Sicherheitsinteressen darstellen.
Aus politisch-militärischer Sicht sind für die Bestimmung von
deutschen   S i c h e r h e i t s i n t e r e s s e n   die folgenden
Aspekte zu beachten.
(1)  Der Kooperationswille: Beseitigung bipolarer politischer Bezie-
hungen, Einbindung in multilaterale Strukturen, friedliche Streitbei-
legung und Verhütung von Konflikten, Konfliktbeilegung ohne
Gebrauch bewaffneter Gewalt, Achtung des territorialen und politi-
schen Status quo.
(2)  Die Friedensverträglichkeit: Streben nach Kriegsverhinderung
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und verringerter Dominanz des militärischen Faktors in der Politik,
Verzicht auf Gewalt, Verhinderung des Mißbrauchs militärischer Mit-
tel; Verzicht auf Produktion, Besitz, Erwerb, Lagerung, Einsatz von
Massenvernichtungswaffen in Deutschland; Abbau der strategischen
Angriffsfähigkeit europäischer Streitkräfte und deren unumkehrbare
Reduzierung.
(3)  Die Integrationsorientierung: Fortsetzung des Einigungsprozes-
ses in Europa, Entwicklung blockübergreifender Sicherheitsstruktu-
ren, machtpolitische Selbstbeschränkung im Interesse kooperativer
außereuropäischer Beziehungen und zur Konfliktverhütung.
(4)  Die Gleichbehandlung: Abbau souveränitätsbeeinträchtigender
Sonderbeziehungen für Deutschland, Anspruch gleicher Sicherheit
wie alle europäischen Staaten, gestaffelter Abzug der auf deut-
schem Territorium stationierten Streitkräfte der bisherigen Schutz-
mächte.
(5)  Die Sicherheitseffizienz: Verantwortungsbewußte realistische
Analyse von Gefahren (Risiken) und möglichen Bedrohungen; Ablei-
tung der notwendigen Sicherheitsvorkehrungen, strategischen An-
laßfälle, Bedrohungsformen und des Bedrohungsumfanges.
(6)  Das Selbstbehauptungsrecht: Wahrnehmung des unveräußer-
lichen Rechtes und der Pflicht zur Selbstverteidigung bei Versuchen
der Androhung oder Anwendung von Gewalt gegenüber Deutsch-
land; Verhinderung des Einbeziehens in Konflikte oder Krisen, de-
eskalierendes politisches Handeln, Konfliktbeilegung mit friedlichen
Mitteln; Gewährleistung einer militärischen Grundsicherung
Deutschlands nach dem Minimalprinzip, d. h. Besitz von deutschen
Streitkräften als Mittel der Selbstbehauptung; Schutz der Souveräni-
tät mit militärischen Mitteln beim bewaffneten Angriff von außen;
Sicherung außenwirtschaftlicher Verbindungslinien in Übereinstim-
mung mit dem Völkerrecht.
(7)  Der Stabilitätsanspruch: Übergang zu neuen kooperativen Si-
cherheitsstrukturen ohne wesentlichen Stabilisierungsverlust; Erhalt
der Koalitionsfähigkeit Deutschlands.
(8)  Die Anpassungsfähigkeit: Verwirklichung der Brückenfunktion
Deutschlands zwischen Ost und West.
(9)  Die Nationalverträglichkeit: Gestaltung des Vereinigungsprozes-
ses in Deutschland ohne Destabilisierung des Verhältnisses zu den
Nachbarn bzw. ohne deren Verunsicherung, Stabilisierung der
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politisch-militärischen Lage in Europa.
25.  Jeder Staat hat nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht
zum Schutz seiner Bürger. Zur Erfüllung dieser Aufgabe bedient sich
der Staat der Mittel politischer Macht, die militärische Mittel (noch)
nicht ausschließen. Die Präsenz von Streitkräften in Deutschland ist
auch künftig als eine politische Realität und   e i n   Element koope-
rativer Sicherheitsstrukturen in Europa anzusehen.
Aus der vorgenommenen Analyse der internationalen Sicherheits-
risiken, möglicher Konflikte und Anlaßfälle sind folgende   F u n k –
t i o n e n   im Auftrag für deutsche Streitkräfte zu berücksichtigen:
– Funktionen im Rahmen der Verhütung bzw. Beilegung von Frie-
densbruch an der Außengrenzen des Bündnisses bzw. ESKS;
– eine Funktion bei der Reduzierung und Abrüstung (Rüstungskon-
trolle) der Streitkräfte im europäischen Prozeß der Entmilitarisie-
rung der Sicherheit;
– Funktionen im Rahmen der Verhütung und Beilegung von inne-
rem Friedensbruch;
– eine Funktion, die bei supranationalen friedenserhaltenden Mis-
sionen im Auftrag der Vereinten Nationen zu erfüllen ist;
– eine Nebenfunktion zur Rettung und zu Hilfeleistungen bei Hava-
rien und Katastrophen sowie zu (Hilfe-)Leistungen für die Allge-
meinheit.
Funktionen können deutsche Streitkräfte nur erfüllen, wenn sie
funktionstüchtig, d. h. einsatzfähig und -bereit sind, demokratisch
verfa0t und innerlich festgefügt auftreten sowie in das Bündnis bzw.
in europäische kooperative Sicherheitsstrukturen stabil eingebunden
sind.
Unter Beachtung der Elemente einer gewandelten Sicherheitspolitik
und der abgeleiteten Funktionen könnte der   A u f t r a g   für
deutsche Streitkräfte die Leistung eines Beitrages sein:
– zur Bewahrung der Sicherheit an den Außengrenzen des Bünd-
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nisses bzw. ESKS und Deutschlands im Rahmen der Beilegung
von internationalen Konflikten und Krisen sowie bewaffneten
Konflikten;
– zur Erhaltung und Neugestaltung des Friedens zwischen den
Völkern mittels Teilnahme an der Vertrauensbildung durch die
Streitkräfte;
– zur Herausbildung kooperativer europäischer Sicherheitsstruktu-
ren ohne Risiken für die Völker;
– zur Demilitarisierung der internationalen Beziehungen und der
Gesellschaft, insbesondere durch Teilnahme an der Abrüstung
(Rüstungskontrolle, -steuerung);
– zur Erhaltung der inneren Stabilität des Bündnisses bzw. ESKS
und Deutschlands bei Friedensbruch im Innern;
– zur Beilegung von internationalen Konflikten und Krisen sowie
bewaffneten Konflikten außerhalb des Bündnisses bzw. ESKS im
Auftrag der Vereinten Nationen.
26.  Aus den Funktionen und dem Auftrag leiten sich die   A u f -
g a b e n   für deutsche Streitkräfte ab, die zur besseren Übersicht-
lichkeit in 6 mögliche Verantwortungsfelder eingeordnet sind:
(1)  Teilnahme an der Sicherung der Hoheitsrechte an den Außen-
grenzen des Bündnisses bzw. ESKS und Deutschlands.
a)  Erhaltung der Bereitschaft und Fähigkeit zum Betrieb von militä-
rischen Führungsorganen, Truppen (Kräften) sowie Einrichtungen,
Anlagen, Infrastruktur in den Streitkräften, darunter insbesondere
die Gewährleistung der Sicherheit und die Ausbildung.
b)  Aufrechterhaltung der Bereitschaft und Fähigkeit der Streitkräfte
zur Führung und zum militärischen Einsatz, darunter:
– bei der Abwehr direkter Angriffe an den Außengrenzen;
– bei der Verhütung und Beilegung von Zwischenfällen und zufälli-
gen Zusammenstößen an den Außengrenzen;
– beim Übergreifen innerstaatlicher Konflikte von Nachbarstaaten
Deutschlands über die Grenzen;
– bei Migrations-, Überläufer- und Flüchtlingswellen an den Außen-
grenzen;
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– bei Terrorismus und organisierter Kriminalität an den Au0engren-
zen, zu deren Bekämpfung ausschließlich Mittel und Methoden
der Streitkräfte anzuwenden sind.
(2)  Gewährleistung von Mitwirkungswillen und -fähigkeit der Streit-
kräfte zur Schaffung kooperativer Sicherheitsstrukturen.
c)  Aufrechterhaltung und Entwicklung von Kontakten und des Dia-
loges sowie der militärischen Zusammenarbeit, darunter die Ver-
trauensbildung durch die Streitkräfte, insbesondere in Mittel- und
Osteuropa.
d)  Schaffung von Strukturelementen, die für den kooperativen Pro-
zeß benötigt werden, sowie Erfüllung von Umstrukturierungs- und
Umdislozierungsaufgaben.
(3)  Sicherung von Garantien für die Unumkehrbarkeit des Abrü-
stungs-(Rüstungskontroll-)prozesses.
e)  Schrittweise Verwirklichung von Abrüstungsaufgaben und der
Konversion in den Streitkräften.
f)  Teilnahme an militärischen Verifikationsaufgaben im Rahmen des
VKSE-Prozesses.
(4)  Teilnahme an supranationalen friedenserhaltenden Missionen
innerhalb des Bündnisses bzw. ESKS sowie im Auftrag der Vereinten
Nationen.
g)  Aufrechterhaltung der Fähigkeit und Bereitschaft zur Vorberei-
tung, Führung und zum Einsatz multi- bzw. supranationaler Streit-
kräfteformationen in friedenserhaltenden Missionen.
h)  Verhütung und Beilegung von Zwischenfällen und zufälligen
Zusammenstößen militärischer Kräfte und Mittel auf internationalen
Territorien, im offenen Luftraum und auf offener See.
(5)  Andere Aufgaben zur Unterstützung der inneren Sicherheits-
kräfte bei spezifischen Bedrohungen, z. B.
– Übernahme des Schutzes ziviler Objekte in Übereinstimmung mit
den gesetzlichen Bestimmungen;
– Teilnahme an Einsätzen zur Verhütung und Beilegung von be-
waffneten Konflikten im Innern;
– Unterstützung für die Verhinderung der Ausbreitung und Weiter-
gabe (Proliferation) gefährlicher Bekämpfungsmittel;
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– Verhütung und Beilegung von Zwischenfällen und zufälligen Zu-
sammenstößen zwischen militärischen Kräften und Mitteln auf
dem Staatsterritorium, im Luftraum und in den Territorialgewäs-
sern.
(6)  Andere Aufgaben in Aktionen zur Rettung und Hilfeleistung bei
Naturkatastrophen sowie Umwelt- und technischen Havarien und
Katastrophen, z. B.
– Teilnahme an der Lösung von Umweltschutzaufgaben;
– Beseitigung der Folgen von Naturkatastrophen, Umwelt- und
technischen Havarien bzw. Katastrophen;
– Beteiligung am internationalen Such- und Rettungsdienst;
– Erweisung von (Hilfe-)Leistungen für die Allgemeinheit.
(27)  Anforderungen an den Charakter der Streitkräfte, die sich aus
verändertem Auftrag und Aufgaben ergeben, sind:
die Fähigkeit zum Einsatz in allen Sphären, die Reaktionsfähigkeit
beim äußeren und inneren Friedensbruch, erhöhte Mobilität und
weitere Spezialisierung, differenzierte Festlegung der Präsenz- bzw.
Bereitschaftsgrade der Streitkräfteformationen, souveräne Selbstbe-
schränkung für deutsche Streitkräfte, Schaffung von multi- und/-
oder supranationalen militärischen Komponenten für das Bündnis
bzw. ESKS.
(28)  Die Umsetzung des künftigen Auftrages für deutsche Streit-
kräfte verlangt aus der Sicht der Politik- und Militärwissenschaften
weitere Untersuchungen zu folgenden wissenschaftlich-theoreti-
schen Problemen:
– Klassifizierung von bewaffneten Konflikten;
– Erscheinungsformen des Bedrohungssyndromes und deren modi-
fizierte Wirkung beim Gebrauch der Streitkräfte,
– Kriterien für die „Schwelle der zivilen Verträglichkeit“,
– operative Konzepte für die Erfüllung der verschiedenartigen Auf-
gaben deutscher Streitkräfte,
– Aspekte aus dem Streitkräfteauftrag für Territorialstreitkräfte im
Ostteil Deutschlands und für die Nachbarstaaten.
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Zur Beförderung der realen sicherheitspolitischen Prozesse ist mit
Notwendigkeit eine aktive und sachliche politische Diskussion in der
Gesellschaft unverzichtbar.
Sicherheitspolitik muß letztlich verantwortungsbewußt, ausgewogen
und mit Augenmaß gedacht, diskutiert und realisiert werden. Die
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Positionen und Arbeitsrichtungen bei der wissenschaftlichen Be-
gleitung der Verifikation zur Rüstungskontrolle, zur Abrüstung
und zu vertrauen- und sicherheitbildenden Maßnahmen
Verifikationsfragen gehören zu den wesentlichen, nicht selten kriti-
schen Elementen der Verhandlungen und der Verträge zur
Rüstungskontrolle, zur Abrüstung und zu vertrauen- und sicherheit-
bildenden Maßnahmen. Ungelöste Verifikationsprobleme führten in
der Vergangenheit schon dazu, daß angestrebte Übereinkünfte ver-
zögert, inhaltlich eingeschränkt oder ganz und gar blockiert wurden.
Wenngleich in den letzten Jahren zunehmende politische Bereit-
schaft und bedeutende Fortschritte in der technischen Sicherstel-
lung der Verifikationsaufgaben festgestellt werden können, so blei-
ben doch auch künftig erschwerende Bedingungen zu beachten und
auszuräumen bzw. zu beherrschen.
Im Zusammenhang von Rüstungskontrolle, Abrüstung, vertrauenbil-
denden Maßnahmen und Sicherheit kann ohne Einbeziehung der
Verifikationsaspekte keine Frage schlüssig gelöst werden. Dabei be-
steht auch weiterhin ein akuter und hoher Bedarf an wissenschaft-
lichen Vorleistungen und Zuarbeiten.
Ausgehend von Ziel und Konzept seiner Arbeit muß der Interdiszi-
plinäre Wissenschaftsbereich „Sicherheit“ die Verifikationsfragen
kontinuierlich wissenschaftlich begleiten; gemessen an seinen
Arbeitsmöglichkeiten können allerdings weitergehende Vorhaben
nur für einzelne spezielle, begrenzte Themen vorgesehen werden.
Mit dem Folgenden sollen dafür in Thesen und Übersichten Ergeb-
nisse und Erfahrungen referiert sowie Grundpositionen und Studien-
bzw. Arbeitsrichtungen fixiert werden.
Zu Wesen und Grundinhalt der Verifikation
Im Verständnis der Verifikation sind nicht selten – faktisch oder aus-
drücklich – rein technisch und technologisch orientierte Standpunkte
festzustellen; ihnen liegt in der Regel ein verkürztes, einseitiges Bild
von Verifikation als bloßer Faktenprüfung zugrunde. Diese Auffas-
sung bleibt jedoch in den – gewiß
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notwendigen und wichtigen – materiellen und operationellen Instru-
menten stecken, zum Kern der Sache dringt sie nicht vor.
Verifikation von Verträgen der Rüstungskontrolle, der Abrüstung
und zu vertrauen- und sicherheitbildenden Maßnahmen (im weite-
ren kurz: Verifikation) ist ihrem Wesen nach der Prozeß der
politischen und militärischen Beurteilung der Vertragstreue und der
Relevanz von Vertragsverletzungen für die (militärische) Sicherheit.
Diese Beurteilung fußt auf der offenen, kodifizierten Kontrolle der
ausdrücklich vereinbarten Begrenzungen, Reduzierungen, Verhal-
tensgebote. Sie muß jedoch darüber hinaus alle Aktivitäten der
Vertragspartner einbeziehen, die geeignet sind bzw. sein könnten,
die militärischen Fähigkeiten vertragswidrig zu verändern und so die
Vertragsziele zu gefährden.
Mithin: Verifikation beinhaltet das Feststellen und das Bewerten
aller vertragsrelevanten Fakten und Vorgänge.
Entscheidender Maßstab jeder Überprüfung sind dabei die Vertrags-
absichten, nicht die Einzelfestlegungen, und oberstes Kriterium aller
Bewertung ist das Herstellen bzw. der Erhalt bzw. die Stabilisierung
der Sicherheit der Vertragspartner.
Dieses ganzheitliche, dem Geist der Verträge verpflichtete Verständ-
nis von Verifikation begründet zugleich ihren komplexen Inhalt und
den allein interdisziplinär möglichen Zugang zu ihren wissenschaft-
lichen Fragestellungen:
Es geht darum, im Rahmen konkreter politischer und Vertragsbedin-
gungen Zusammenhänge zwischen militärischen Potentialen und
Sicherheitsgegebenheiten zu beurteilen und dabei die Überprüfun-
gen in einem angemessenen Ausgleich von Zuverlässigkeit, Effizienz
und Zumutbarkeit zu organisieren, zwischenstaatliche, besonders
völkerrechtliche Verhaltensnormen nicht zu verletzen und die Mög-
lichkeiten und Grenzen der Informationsbeschaffung und -verschlei-
erung zu beachten und konstruktiv zu beeinflussen.
Damit ist eine breite Skala von Themen umrissen, zu denen Beiträ-
ge von Politik- und Militärwissenschaftlern ebenso benötigt werden
wie von Natur- und Technikwissenschaftlern. (Anlage 1)
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Zur Entwicklung der Verifikation – Fortschritte und Probleme
Als Beginn einer Entwicklungsgeschichte der Verifikation sicherheits-
politisch relevanter völkerrechtlicher Vereinbarungen wird allgemein
der Antarktis-Vertrag von 1959 betrachtet.
Seitdem haben sich – im Kontext mit globalen und regionalen
politischen Klimaschwankungen sowie mit der Entwicklung in Wis-
senschaft und Technik, darunter bei Waffensystemen und Verifika-
tionssystemen – viele Verifikationselemente (Objekte, Mittel und
Verfahren, Bedingungen u. a.) in verschiedener Hinsicht verändert.
In Tabelle 1 sind dazu ausgewählte Befunde zu Verträgen mit
Verifikationssystemen zusammengestellt.
Neben diesen positiven Resultaten läßt sich aus der kurzen Ge-
schichte der Verifikation auch eine Liste von erfolglosen Vorstößen,
hartnäckigen Widerständen und (noch) ungelösten Problemen ab-
heben.
Hier wird als frühester Tatbestand das Scheitern des Open-Sky-
Projekts (Eisenhower) von 1955 angegeben. (Offenbar konnten
auch für eine Neuauflage dieses Projekts – Ottawa, Budapest –
noch nicht alle Bedenken ausgeräumt und die Realisierungsfragen
einvernehmlich gelöst werden.)
Ein anderer langlebiger Streitpunkt waren die Vor-Ort-Inspektionen,
zu denen erst 1986/87 (mit dem Stockholmer Dokument der Kon-
ferenz über Vertrauen- und Sicherheitbildende Maßnahmen und
Abrüstung in Europa und danach mit dem INF-Vertrag) jahrzehnte-
lange Vorbehalte durchbrochen und wirksame Formen vereinbart
und inzwischen mit Erfolg praktiziert werden konnten.
War in diesen Fällen die – nicht immer gerechtfertigte – Sorge vor
unangemessenen Einblicken der Gegenseite in die eigenen militäri-
schen Potentiale das Verweigerungsmotiv, so gab und gibt es ver-
schiedene andere, objektiv komplizierte Probleme vor allem bei der
Bewertung der Potentiale, bei der Bestimmung von Gleichgewichten
der Optionen und bei der Beurteilung der Sicherheitsstabilität. Diese
Probleme werden gegenwärtig noch verschärft – durch das Bewer-
tungsdilemma bei qualitativen Rüstungsaktivitäten sowie durch die
langfristig destabilisierenden Risiken der allgemeinen Hochtechno-
logieentwicklung, bei der die Möglichkeiten bzw. die Absichten zu























Kernwaffentests in der Atmosphäre, im Welt-








Weltraumvertrag:  Massenvernichtungswaffen und 











































































































Nukleare Flugkörpersysteme mit Reichweiten











NTM   |  IBA   | NS/KP | SVOI  | UVOI
Verständigung in
  K+Z  |    KK  |  IKB
1
evt.
nach 1991     x     x    x     X     X
2 --     X
3 --     x     x     X
4 --     x     X
5
aller
5 Jahre     x     x     X
6 1977     x     X
7 1980     X
8 --     x     x     X
9
aller
5 Jahre     x     x     X





    x     X
12 --     x     x     x     X
13 1984     x     X     X
14 --     x     x     X
15 --     x     x     x     x     X
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Austausch von Informationen und Beobachtern;









































Erklärungen zu Tabelle 1
(1)  Abkürzungen im Tabellenkopf
NTM Nationale technische Mittel
IBA Austausch von Informationen und Beobachtern
NS/KP Nahsensoren / Kontrollposten
SVOI Selektive Vor-Ort-Inspektionen
UVOI Uneingeschränkte Vor-Ort-Inspektionen
K+Z Konsultationen und Zusammenarbeit
KK Konsultativ-Kommission
IKB Internationale Kontrollbehörde
(2)  Die Jahreszahlen in Spalte 2 bezeichnen (von oben nach unten
- das Jahr der Unterzeichnung
- das Jahr des Inkrafttretens
- das Vertragsende.
(3)  IAEA – International Atomic Energy Agency
  (Internationale Atomenergie-Agentur)
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Man befürchtet, daß sich die in Entwicklung befindlichen Waffensy-
steme und neuen Waffengenerationen der Verifikation mit bisheri-
gen Mitteln möglicherweise völlig entziehen.
Bei gegenwärtigen Verhandlungen wird deutlich, daß die prinzipielle
Komplexität von Verifikation – zutreffend bereits für die Abrüstungs-
Nullösung einer einzigen Waffenkategorie – durch eine Vielzahl
neuer Probleme überlagert werden kann, wenn, wie bei den Ver-
handlungen über konventionelle Streitkräfte in Europa,
– mehrere Waffenkategorien mit gegebenenfalls mehreren Typen
und großen Stückzahlen einbezogen,
– sehr kleine, sehr mobile und/oder multivalente Waffensysteme
unter Kontrolle gestellt,
– anstelle von Nullösungen vereinbarte Obergrenzen angestrebt,
– nicht nur Waffensysteme, sondern auch Truppen erfaßt,
– die Vertragsfestlegungen regional oder in anderer Hinsicht diffe-
renziert werden sollen
und sich zudem
– das Vertragsgebiet ausweitet und
– die Anzahl der Verhandlungs- und Vertragsparteien erhöht.
Tabelle 2 vergleicht unter diesem Aspekt ausgewählte Merkmale des
INF-Vertrages und der laufenden Verhandlungen in Wien.
Tabelle 2:  INF-Vertrag und Wiener Verhandlungen im Vergleich
nach Umfang und Lösungstyp
INF-Vertrag Verhandlungen in Wien
*  2 Vertragspartner;
*  eine Waffenkategorie
    mit
     8 Typen,
2600 Flugkörpern,
  160 Einrichtungen;
*  Nullösung
*  23 Vertragspartner;
*  4...5 Waffenkategorien mit einer Viel-
zahl von Typen in jeder Kategorie;
insgesamt Zehntausende relativ
kleiner, beweglicher, leicht zu
tarnender Waffensysteme;
* keine Nullösung, sondern Obergren-
zen, differenziert
- in kollektive Grenzen für NATO und





Sowohl hinsichtlich der Überprüfungsverfahren als auch bezüglich
des Bewertungsvorgehens erhalten kooperative Methoden bzw.
Formen zunehmende Bedeutung. Bereits die bisherige Verifikations-
praxis vermittelte die Erfahrung, daß bei kooperativer Arbeitsweise
Verdachtsmomente rasch und sicher ausgeräumt, Auslegungsspiel-
raum einvernehmlich bewertet und so Vertrauen gefördert werden
kann.
Der politische Wille zu neuen, kooperativen Sicherheitsstrukturen
gibt diesem Herangehen ein noch stärkeres, prinzipielles Motiv, und
das Anwachsen der Komplexität, des Umfangs wie auch der Diffe-
renziertheit künftiger Verifikationsaufgaben werden ihrerseits diese
Tendenz durch sachliche Zwänge weiter ausprägen.
Generelle Studien- und Arbeitsrichtungen
Ausgehend von den Feststellungen zu Wesen, Grundinhalt, Entwick-
lung und aktuellen Problemen lassen sich die folgenden generellen
Studien- und Arbeitsrichtungen für die wissenschaftliche Begleitung
der Verifikation bestimmen:
– Erfahrungen existierender Verifikationssysteme
– Eigenschaften und Einsatzmöglichkeiten der Aufklärungstechnik
– Zweckmäßigkeit von Verifikationsverfahren und Organen
– Möglichkeiten des Umgehens bzw. Unterlaufens von Vereinbarun-
gen; militärische und sicherheitspolitische Signifikanz von
Verstößen
– angemessene Verifikationsgrade (Verifikationsregime)
– militärische Potentiale unter Berücksichtigung qualitativer Unter-
schiede; Äquivalente
– Streitkräftestrukturen, Kräftegleichgewicht und Sicherheits-
stabilität.
Die tatsächliche Komplexität der realen Verifikationsfragen schließt
aus, auch nur in einer dieser Richtungen isoliert, unabhängig von
den übrigen zu arbeiten. Auf die zu lösenden Aufgaben überträgt
sich zudem die konkrete Vielfalt der Bedingungen.
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Mandat für Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in
Europa
(Anhang III des abschließenden Dokuments des Wiener Treffens 1986
der Vertreter der Teilnehmerstaaten der Konferenz über Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa;
Beschluß des Mandats am 15.01.1989)
...
„Die Ziele der Verhandlungen sind die Festigung der Stabilität und
Sicherheit in Europa durch die Schaffung eines stabilen und siche-
ren Gleichgewichts der konventionellen Streitkräfte, die konventio-
nelle Bewaffnung und Ausrüstung einschließen, auf niedrigem
Niveau; die Beseitigung von Ungleichgewichten, die nachteilig für
Stabilität und Sicherheit sind; und – als vorrangige Angelegenheit –
die Beseitigung der Fähigkeit zur Auslösung von Überraschungs-
angriffen und zur Einleitung großangelegter offensiver Handlungen.“
...
„Diese Ziele sollen durch die Anwendung militärisch bedeutsamer
Maßnahmen, wie unter anderem Reduzierungen, Begrenzungen,
Bestimmungen zu Umdislozierungen, gleiche Obergrenzen und ähn-
liche Maßnahmen, erreicht werden.
Zur Erreichung der oben genannten Ziele sollen Maßnahmen für das
gesamte Anwendungsgebiet angestrebt werden – sofern und wo
angemessen – für eine regionale Differenzierung, um Ungleichge-
wichte innerhalb des Anwendungsgebietes zu beseitigen, und zwar
in einer Weise, die eine Umgehung ausschließt.
Der Prozeß der Festigung der Stabilität und Sicherheit soll schritt-
weise und in einer Weise verlaufen, die gewährleistet, daß die
Sicherheit keines der Teilnehmer in irgendeiner Weise beeinträchtigt
wird.
Verhandlungsbereich und Anwendungsgebiet
Gegenstand der Verhandlungen sind die auf Land stationierten kon-
ventionellen Streitkräfte der Teilnehmer, die konventionelle Bewaff-
nung und Ausrüstung einschließen, innerhalb des Territoriums der
Teilnehmer in Europa vom Atlantik bis zum Ural.“

